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Etwas Gutes hat die Große Koalition gebracht: Sie hat den Einigungsbestre-
bungen der außerparlamentarischen Opposition einen mächtigen Auftrieb

gegeben. Nachdem sich in Baden-Württemberg die Demokratische Linke als ein
politisches Bündnis der außerparlamentarischen Kräfte gegen die Politik der
Großen Koalition gebildet hat, trafen sich am 3. Februar in Offenbach die sozia-
listischen Gruppen, die ihren Standort links von der SPD eingenommen haben,
zu einem Kongreß des „Sozialistischen Zentrums“, an dem rund 1200 Sozialisten
teilnahmen. Das auffallendste an diesem Kongreß war dabei die große Betei-
ligung junger Arbeiter und Studenten. Von ihnen wurde eine lebhafte Diskus-
sion entfacht über den Entwurf, der unter dem Kennwort „Sozialistische Alter-
nativen" ein Konlrastprogramm zur Politik der Großen Koalition darstellt.

Es gab zwar eine Reihe Auseinandersetzungen über Formulierungen des Alter-
nativprcgramms, aber im Hintergrund stand doch die Frage, ob die Februar-
Konferenz des Sozialistischen Zentrums als Geburtsstunde einer sozialistischen
Partei in der Bundesrepublik angesehen werden soll. Besonders die Studenten

opponierten gegen eine solche Partei-
gründung und vertraten die Meinung,
daß eine Institutionalisierung der au-
ßerparlamentarischen Opposition poli-
tische Aktionen der Studenten undJet^t geht
Gewerkschaften erschweren könnte.es

Alternativen
Fast einstimmig nahm der Kongreß
jedoch einen Aufruf an, der den Inhalt
des Aktionsprogramms zusammenfaßt
und als Ergebnis feststellt, daß zur
Durchsetzung der politischen Forde-
rungen das Sozialistische Zentrum ge-
meinsam mit allen Kräften der demo-

kratischen und sozialistischen Opposition in den Bundeswahlkampf 1969 ein-
greifen wird.

Die Frage, ob die außerparlamentarische Opposition eine parlamentarische Ver-
tretung braucht, entscheidet noch nicht darüber, ob das über den Weg einer
neuen Partei oder über ein Wahlbündnis zu geschehen hat. Tatsache ist jedoch,
daß die außerparlamentarische Opposition bei politischen Aktionen von einer
Parlamentslraklion unterstützt werden kann und daß umgekehrt eine noch so
bescheidene Vertretung im Parlament ein besonderes Gewicht erhält durch poli-
tische Aktionen außerhalb des Parlaments. Dazu kommt, daß in einer parlamen-
tarischen Demokratie, sei sie noch so entartet, der Stimmzettel einer der poli-
tischen Hebel ist, mit dem zwar der Wähler eine gesellschaftliche Ordnung nicht
aus den Angeln heben, aber seine Meinung demonstrieren kann.

Für den Gewerkschafter ist bemerkenswert, daß sich die Offenbacher Konferenz
vorbehaltlos hinter die Forderungen der Gewerkschaften stellte und die wirt-
schaft s- und sozialpolitischen Vorstellungen des Sozialistischen Zentrums iden-
tisch sind mit dem Grundsatz- und Aktionsprogramm des Deutschen Gewerk-
schaf tsbundes. Es kommt nun darauf an, daß sich das Sozialistische Zentrum zu
einem Kristallisalionspunkt des gemeinsamen Widerstandes aller sozialistischen
und demokratischen Kräfte gegen die sozialreaklionäre Politik der Großen
Koalition entwickelt. SI
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PENSIONSVERTRETER
Daß es im Bundestag noch immer Ab-
geordnete gibt, die sich als Volksver-
treter fühlen und manchmal auch so
handeln, soll jetzt aufhören. Das bringt
für die wahren Manager der Macht nur
immer wieder Ärger. Zum Beispiel,
weil dann doch der eine oder andere
Abgeordnete gegen so unpopuläre
Dinge wie etwa die Notstandsgesetze
stimmen könnte. Aber wer nicht dem
Volk verpflichtet ist, braucht aufs
Volk auch nicht zu hören.

Einen Souverän jedoch, dem er sich
innerlich verpflichtet fühlt, braucht
auch ein Abgeordneter. So soll jetzt
eine Abgeordnetenpension eingeführt
werden, wenn einer dem Bundestag
zwei Legislaturperioden und länger
angehört. Sie wird der neue Souve-
rän sein. Denn wer ihm nicht gehorcht
(sprich: politisch nicht spurt), wird ein
erneutes Mal kaum wieder in den
Bundestag gelangen und auf die staat-
liche und stattliche Pension verzichten
müssen.
So kann es denn passieren (oder ist es
sogar beabsichtigt?), daß aus den
Volks- Pensionsvertreter werden.
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Unbeugsam Bonn-Marsch der Notstandsgegner

Aufforderung des Kuratoriums Notstand der Demokratie

Scheingefechte der SPD — Aufklärungsschrift der IG Metall

Das Kuratorium Notstand der Demokratie, das in Frankfurt am Main als Ko­
ordinationszentrum der außerparlamentarischen Notstandsopposition fungiert,
hat alle Notstandsgegner aufgefordert, sich schon jetzt auf einen Sternmarsch
nach Bonn zu der für das Frühjahr oder den Sommer erwarteten zweiten Lesung
der Notstandsgesetze im Bundestag vorzubereiten. Falls die Kritik der Sach­
verständigen und Gewerkschaften in den Hearings vom Parlament ignoriert
werde, erklärt das Kuratorium, müßte die Masse der Kritiker selbst nach Bonn
gehen, um zu protestieren.

Der Vietnamkrieg ist in diesen Wo­
chen durch die militärischen Sturm­
aktionen der Vietnamesischen Befrei-
ungsfronl auf die Städte und ameri­
kanischen Stützpunkte wieder stärker
in das Bewußtsein der Weltöffentlich­
keit gedrungen. Es ist jetzt klarer denn
je, daß dieses Volk sich niemals wird
von den amerikanischen Eindringlin­
gen unterwerfen lassen. Was sich in
Südvietnam abspielt, ist nicht eine
Frage von Armeen, Kanonen und Stra­
tegie, sondern einzig und allein die
Frage von Freiheit oder neokolonialer
Versklavung.

Die Bevölkerung Südvietnams hat sich
für Freiheit und die Vertreibung der
amerikanischen Fremdlinge und Ag­
gressoren entschieden. Sie hat lange
Jahre gegen die französische Kolonial­
macht gekämpft und deren Nieder­
lage herbeigeführt, und es ist illuso­
risch, anzunehmen, sie werde sich
schließlich den US-amerikanischen Ex­
peditionskorps unterwerfen. Daß die
Sympathie und Unterstützung des
vietnamesischen Volkes der Nationalen ,
Befreiungsfront (Vietkong) gehört,
dürfte nach deren schlagartigen Ak­
tionen gegen die US-Armee nunmehr
ganz außer Zweifel stehen. Alle Be­
teuerungen, daß sich die Lage in Süd­
vietnam im Sinne Washingtons zu
„stabilisieren" beginne, sind als Zweck- i
meldungen erkannt. Die Nationale Be­
freiungsarmee diktiert den Amerika­
nern Ort, Umfang und Zeitpunkt der
Schlachten. Das kann sie nur, weil sie
ein Höchstmaß an Vertrauen in der
Bevölkerung genießt und aus dieser
bzw. den Reihen der Regierungstrup­
pen immer neuen Zulauf kampfent­
schlossener Männer bekommt.

Die Ereignisse der letzten Wochen in
Vietnam haben in der ganzen Welt zu
noch größerer Bewunderung und Syni-
pahtie für den beispiellosen Befrei­
ungskampf des südvietnamesischen
Volkes gefühlt. Im gleichen Maße je­
doch ist die Verachtung der beispiel­
losen Feigheit, mit der sich die ameri­
kanische Supermacht auf ein kleines
Dschungelvolk stürzt, gestiegen. Schon
unter Schulkindern gilt die Rege), daß
„zwei gegen einen" feige ist; in Viet­
nam kämpft die perfekteste Mord­
maschine der Geschichte, was die mili­
tärische Feuerkraft betrifft, im Ver­
hältnis „zweihundert gegen einen" und
kann ihn nicht bezwingen. Freiheits­
wille ist doch stäiker als Kanonen.

Die Gewerkschaften in der Bundes­
republik müssen, dem Grundsatz der
Solidarität mit den Unterdrückten fol­
gend, sich noch entschlossener als bis­
her an die Seite der weltweiten Pro­
testbewegung gegen den schmutzigen
Krieg in Vietnam stellen. Es ist jetzt
die Zeit gekommen, daß die Friedens­
kräfte in allen Ländern ihre gesamte
Kraft aufbieten, um den amerikani­
schen Wellgendarmen in die Schran­
ken zu weisen. Sb.

Der Sternmarsch wird als die größte
politische Demonstration angekündigt,
„die das Rheinstädtchen je gesehen
hat". Sie solle zeigen, „daß es im Volk
keine Zweidrittelmehrheit für die Not­
standsgesetze gibt". Gleichzeitig drückt
das Kuratorium seine Enttäuschung
über die Ergebnisse der SPD-Klausur­
tagung zum Thema Notstandsverfas­
sung aus. Die angeblichen Bedenken
und Anderungswunsdie der SPD-Frak­
tion im Bundestag seien so unklar, daß
sie ins Leere stoßen, weil keine Be­
schlüsse gefaßt und keine unabding­
baren Abänderungsforderungen aufge­
stellt wurden.

Die SPD - Bundestagsfraktion hatte
Milte Januar in einer zweitägigen Kon­
ferenz, angesichts des unbeugsamen
Widerstands der Gewerkschaften und
aller anderen Notstandsgegner, nach
Möglichkeiten gesucht, diesen Wider­
stand mit optischen Zugeständnissen in
der Form abzuschwächen. So ging es
in den Diskussionen in der Frakt on
um das Suchen neuer Kriterien für das
Wirksamwerden des geplanten Not­
parlaments, der Dienstverpflichtungen,
Post- und Telefonkontrolle sowie an­
derer Grundrechtsentäußerungen. In
allen Fällen ging es nicht um die grund­
sätzliche Ablehnung der Preisgabe de­
mokratischer Rechte und Funktionen,
sondern nur um die Art und Weise
dieser Preisgabe. Da überdies keine
Beschlüsse gefaßt wurden und der
Fraktionsspiechcr Franke erklärte, die
SPD werde wegen der Notstandsgeset­
ze nicht die Koalition mit der CDU/
CSU gefährden, kann diese Tagung nur
als Täuschungsversuch der gewerk­
schaftlichen Nolstandsgegner und fak­
tische Bestätigung der Absicht, d'e
Aushöhlung des Grundgesetzes weiter
zu verfolgen, gewertet werden.

Bedauerlich ist jedoch, daß die „Welt
der Arbeit" mit einem Interview des
stellvertretenden SPD - Frakt onsvor-
sitzenden Martin Hirsch in Nr. 4 vom
26. 1. 1968 den Eindruck zu erwecken
sucht, als habe sich die Partei die Ar­
gumente des DGB in der Notstands­
frage zu eigen gemacht. Nach Klaus
Jelonncck, dem Interviewer, sieht jetzt
die „Notstandswell in Bonn" anders
aus. „Jedenfalls bei den Sozialdemo­
kraten." Und er folgert kühn: „Auf den
ersten Blick wirken die meisten Punkte
der neuen Notstands-Konzeption ganz 

passabel." Man merkt die Absicht und
ist verstimmt.

Sollte Jelonneck, der seit eh und je
bemüht ist, den Gewerkschaften Not­
standsangebote unterzujubeln, noch
immer nicht begriffen haben, daß für
den DGB Notstandsgesetze erst dann
„passabel" erscheinen, wenn sie vom
Tisch sind — im Papierkorb?! In dieser
Weise haben sich seit Jahresbeginn
auf zentralen DGB-Kundgebungen er­
neut die Mitglieder des geschätfsfüh-
renden Bundesvorstandes des DGB,
Stephan und Reuter, geäußert.

Die IG Metall hat kürzlich eine dritte
Broschüre zur Kritik der Notstands­
pläne der Bundesregierung mit dem
Titel „Perfekter Notstand“ vorgelegt.
Sie enthält die kritische Stellungnahme
der Gewerkschaft zum Entwurf eines
Arbeitssicherstellungsgesetzes und zu
den Anderungsentwürfen zu den be­
reits verabschiedeten Sicherslellungsge-
setzen (Wirtschafts-, Verkehrs-und Er­
nährungssicherstellungsgesetz), die im
Oktober vorigen Jahres das Parlament
passierten. „Die Sichcrstellungsgesetze
behandeln den Bürger nach wie vor als
Objekt der Exekutive", erklärt die IG
Metall. „Sie sind und sollen bleiben
ein Teilstück pcrfektionislisch auswu­
chernder Notstandsvorsorge in den
Händen einer übermächtigen Exeku­
tive."

Eingehend beschäftgt sich die Bro­
schüre der IG Metall mit dem soge­
nannten Arbeilssicherstellungsgesetz,
das die angeslreblen Dienstverpflich­
tungen regeln soll. Dabei wird beson­
ders die in § 3 Abs, 2 vorgesehene Ge­
neralklausel kritisiert, die es der Bun­
desregierung erlauben würde, die ge­
samte Arbeitswelt mit Zwangsarbeit zu
überziehen. Die IG Metall wendet sich
scharf gegen d e Möglichkeiten, die der
Entwurf zur Einschränkung des Streik­
rechts bietet. D'e Kritik gipfelt in der
Feststellung, daß der Entwurf des
A; beitssidicrstellungsgesetzes auf eine
Militarisierung des Arbeitslebcns zielt,
unter der die gewerkschaftliche Arbeit
faktisch lahmgelegt werden könnte.

Auch d'&se Broschüre, wie schon zwei
frühere, wird in mehreren hunderttau­
send Exemplaren vertrieben und wird
m thelfcn, die Front der bedingungs­
losen Gegner der Notstandsgesetze
zu stärken. ’crl
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Das Buhlen um den Wähler beginnt CDU-Versprechen

„Perspektiven” der SPD und „Aktionsprogramm” der CDU

Praktische Politik im Widerspruch zu den Versprechungen

CDU und SPD haben mit der Veröffentlichung eines „Aktionsprogramms“ bzw.
von „Perspektiven“ die Bundestagswahlen 1969 angepeilt. Sowohl die CDU als
auch die SPD entwickeln in ihren Programmen ein Feuerwerk politischer, wirt­
schaftlicher und sozialer Versprechen und Forderungen, die nach dem Motto
„Wie hätten Sie es denn gern?" unverkennbar darauf abgestimmt sind, den
Wähler zu umgarnen. Wenn beide Parteien Frieden, Entspannung, wirtschaft­
liche Stabilität, Vollbeschäftigung, soziale Sicherheit, bessere Bildungsmöglich­
keiten usw. versprechen bzw. fordern, so muß man fragen: Ja, wer regiert denn
eigentlich in Bonn?

Es muß den Leser dieser parteipoliti­
schen PJattformen äußerst skeptisch
stimmen, wenn er darin beide Regie­
rungsparteien nach Dingen rufen sieht,
die sie doch — im Besitze der politi­
schen Macht — nur zu beschließen
brauchten, damit sie Wirklichkeit wer­
den. Die CDU insbesondere halte rund
zwei Jahrzehnte Gelegenheit, den im
Aktionsprogramm versprochenen Him­
mel auf Erden zu errichten. Die SPD
ist wiederum klug genug, ihre Ver­
sprechen „in die siebziger Jahre" zu
projizieren. Bis dahin fließt nämlich
noch viel Wasser den Rhein hinab.

In der politischen Realität aber zählt
nur, was hier und heute getan wird,
und das ist, die Arbeitnehmer haben
es in den Betrieben und Lohntüten er­
fahren, sehr dürftig. Darum kann nur
das Verhalten von heute Maßstab für
die Glaubwürdigkeit jetzt und in Zu­
kunft sein. Im übrigen schweigen sich
die Parteien nicht ohne Grund über die
Kostenfrage aus. Sie geben ungedeckte
Wechsel auf die Zukunft. Denn soviel
ist sicher: Mit dem gegenwärtigen po­
litischen Kurs der Rüstung und Not­
standsvorbereitung bleibt bestimmt
kein Pfennig für die Realisierung einer
sozial fortschrittlichen Politik übrig.

„Perspektiven“ — aber wie verwirklichen ?

Der Entwurf einer „politischen Platt­
form" der SPD verfolgt zweifellos auch
die Absicht, die wachsende Mißstim­
mung in den Mitgliederkreisen über
die Politik der Großen Koalition zu
besänftigen. In dieser Dokumentation,
die den Titel „Sozialdemokratische
Perspektiven im Übergang zu den
siebziger Jahren" trägt, hat die Partei
Zielsetzungen dargelegt. Danach will
sie u. a. das wirtschaftliche Wachstum
fördern, um Arbeitsplätze zu sichern
und den Arbeitnehmern, wie es in dem
Dokument heißt, „zeitgerechte" Ar­
beitsbedingungen zu ermöglichen. Im
Zuge einer fortschrittlichen Sozialpoli­
tik sollen die Arbeitnehmer vor nach­
teiligen Folgen des technischen Fort­
schritts und der Automation geschützt
werden. Weiter taucht in den Diskus­
sionsgrundlagen auch die SPD-Forde­
rung nach einer Volksversicherung
wieder auf, und es wird weiter ver­
langt, die starren Altersgrenzen in der
Rentenversicherung den sozialen und
gesundheitlichen Bedürfnissen derVer-
sicherten anzupassen.

Der umfangreiche Katalog sozial- und
gesellschaftspolitischer Forderungen
entpuppt sich aber als eine Täuschung:
Die Initiatoren dieses politischen Do­
kumentes verzichten nämlich großzügig
darauf, sich darüber auszulassen, wie
diese „Wohlstandsperspektiven" ver­
wirklicht werden sollen. Wenn sich
die Sozialdemokratische Partei nicht

gleichzeitig dazu versteht, sich von
ihrem Koalitionspartner CDU/CSU zu
trennen und eine neue, auf die Erhal­
tung des Friedens und den Wohlstand
des Volkes ausgerichtete Politik ein­
zuleiten, bleibt die „politische Platt­
form" ein Stück Papier.

Zwar werden in dem Dokument die
Mitbestimmungsforderungen der Ge­
werkschaften als notwendige Voraus­
setzungen zur Bewältigung des tech­
nischen Fortschritts bezeichnet und
wird von dem tiefen Mißverhältnis
bei der Vermögensbildung in der Bun­
desrepublik gesprochen, aber über die
Voraussetzungen zur Verwirklichung
dieser durchaus vernünftigen Forde­
rungen, nämlich die Änderung der
wirtschaftlichen und politischen Macht­
struktur der Bundesrepublik, schweigt
sich das Programm aus. Im übrigen ist
es bezeichnend, daß in der „politischen
Plattform" der SPD von „Perspekti­
ven" die Rede ist, obwohl es sich um
Forderungen handelt, die heute und
morgen, und nicht erst in ferner Zu­
kunft, realisiert werden müssen.

Insbesondere aber wird die sozial­
demokratische Parteiführung die Frage
beantworten müssen, wie sie die zig-
Milliarden-Versprechungen realisieren
will, wenn sie gleichzeitig die ruinöse
Rüstungs- und Notstandspolitik nicht
aufzugeben gedenkt. eg

Die CDU, die in der Bundesrepublik seit
zwanzig Jahren als Regierungspartei
die Geschäfte des Großkapitals besorgt,
hat den Entwurf eines Aktionspro­
gramms vorgelegt. Es soll der Partei
dazu verhelfen, bei den Bundestags­
wahlen 1969 wieder die absolute Mehr­
heit im Parlament zu gewinnen. Das
Aktionsprogramm soll als eine „Ant­
wort auf die Herausforderung des Kom­
munismus" verstanden werden, so daß
auf dem Papier über Gebühr auch wie­
der die in der politischen Praxis so sehr
mißachteten „Grundsätze christlichen
Glaubens und Denkens“ strapaziert
werden.

Ihre Vorschläge zur Verbesserung der
Verhältnisse in der Bundesrepublik
kann man nur als reine Demagogie
bezeichnen, denn wenn nach 18 Jahren
CDU-Herrschaft nach dem Aktionspro­
gramm noch so viel zu verbessern ist,
kann es doch nur an dem Versagen
der Partei liegen, die bis heute die
Richtlinien der Politik in der Bundes­
republik bestimmt hat. Die Feststellung
im Entwurf, daß sich „die Grundsätze
der Union in der politischen Praxis be­
währt haben", ist eine Behauptung, die
man angesichts der Finanz- und Wirt­
schaftskrise, deren Kosten nach den
„bewährten Grundsätzen der CDU“ auf
die Schultern der breiten Masse abge­
wälzt werden, nur als unverfroren
bezeichnen kann. An dieser Methode
soll aber nichts geändert werden,
denn in dem Entwurf heißt es, daß die
obersten Grundsätze der CDU, die
„Freiheit des Wirtschaftens“ und die
„Freiheit unternehmerischer Entschei­
dung" bestehen bleiben sollen.

Dabei soll die Konzernbildung als not­
wendige Umwandlung der Unterneh­
mensstruktur stärker als bisher begün-
tigt, und — gewissermaßen als sozial­
politisches Feigenblatt gedacht — die
„breiten Schichten unseres Volkes"
sollen an der Kapitalbildung beteiligt
werden. Wie wenig „christlich-sozial“
der Inhalt des Programmentwurfes ist,
geht u. a. daraus hervor, daß das Akti­
onsprogramm eine „Direktbeteiligung“
der Versicherten an der sozialen Kran­
kenversicherung fordert. Außerdem
wird die Besteuerung der Renten ge­
fordert.

Der Programmentwurf ist nichts ande­
res als der Versuch, durch den Miß­
brauch der Worte „christlich" und „so­
zial" die Herrschaft der CDU/CSU, die
in den letzten Jahren fragwürdig ge­
worden war, durch einen Wahlerfolg
abzusichern, um sich von sozialdemo­
kratischen „Stützungsaktionen“ unab­
hängig zu machen. Es sollte der CDU
aber nicht gelingen, bei den Arbeitern
und Angestellten in der Bundesrepu­
blik vergessen zu machen, daß sie die
Verantwortung dafür trägt, wenn der
Sozialhaushalt der Bundesrepublik von
Jahr zu Jahr abgebaut wird, während
die Rüstungskosten steigen. -er
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Gewerkschaften und Parteien

Vilmars Thesen zum Engagement der Gewerkschaften

Opposition in der SPD braucht Hilfe von außen

Die Beteiligung sozialdemokratischer Minister an der Regierung der Großen
Koalition bedeutet, daß sich die SPD dazu hergegeben hat, zusammen mit der
CDU/CSU die bestehenden Herrschaftsverhältnisse in der Bundesrepublik zu
stabilisieren. Das ist kein einmaliger Vorgang. Wiederholt hat die Sozialdemo­
kratische Partei in ihrer Geschichte nach Bebel und Liebknecht in den Krisen­
zeiten die Rolle eines „Arztes am Krankenbett des Kapitalismus" übernommen.
Das war so 1918 während der November-Revolution und in den Jahren der
Weimarer Republik, und das wiederholte sich 1945, als sidi die Partei in West-
dcutschland für die Wiederherstellung der formalen parlamentarischen Demo­
kratie ohne Demokratisierung der Wirtschaft entschieden hatte und bereitwillig
den militanten Antikommunismus Kurl Schumachers akzeptierte.

Die Politik der Gemeinsamkeit mit der
sozial- und gesellschaftspolitisch re­
aktionären CDU/CSU, die ihren vor­
läufigen Abschluß in der Kiesinger/
Brandt-Regierung gefunden hat, ist
lediglich eine Konsequenz der vom
Opportunismus geprägten Politik des
SPD-Parteivorstandes und der Mehr­
heit der Bundestagsfraktion.

Je sichtbarer aber die SPD als „Sta-
bilisierungsfaktor" in Erscheinung
tritt, desto tiefer wird der Wider­
spruch zwischen Parteiführung und
den Mitgliedern und besonders den
Gewerkschaftern. Vom „Unbehagen"
in den oberen „Funktionärsetagen" bis
zu offenen Kampfansagen zahlreicher
Gewerkschafts- und Betriebsfunktio­
näre, reicht die Frontstellung gegen
die Politik des Parteivorstandes. Die
Bildung von Arbeitsgemeinschaften so­
zialdemokratischer Gewerkschafter als
Sammlung der Kräfte in der SPD, die
den politischen Kurs der Partei wie­
der auf eine sozialistisch-demokrati­
sche Linie zwingen wollen, ist ein
deutliches Zeichen dieser sich zuneh­
mend verschärfenden Gegensätze zwi­
schen Partei und Gewerkschaften.

Damit aber gewinnt die Frage, wie es
den Gewerkschaften möglich wird, ih­
ren Einfluß auf die Politik der SPD
wirksam werden zu lassen, höchste
Aktualität. Fritz Vilmar, bekannt durch
sein Buch „Rüstung und Abrüstung im
Spätkapitalismus" und zahlreiche Ver­
öffentlichungen zu Gewerkschaftsfra­
gen, hat in der Dezember-Nummer der
Gewerkschaftlichen Monatshefte „The­
sen zum parteipolitischen Engagement
der Gewerkschaften" veröffentlicht,
die große Beachtung nicht nur in den
Gewerkschaften gefunden haben.

Vilmar geht zunächst von der Über­
legung aus, daß die außerparlamen­
tarische Opposition zwar eine wich­
tige Funktion bei der politischen Be­
wußtseinsbildung in der Bundesrepu­
blik habe, jedoch nicht als eine neue
Partei verstanden werden könne. Da­
gegen spricht er sich für eine Mobili­
sierung der „Potenzen im linken Flü­
gel" von SPD und CDU aus. Die Ar­
beitnehmerschaft, so fordert er, müsse
in den großen Parteien aktiver und
profilierter in Erscheinung treten. Da­
für sei aber notwendig, neben dem
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DGB-Grundsatzprogramm und dem Ak­
tionsprogramm ein aktuelles politisches
Schwerpunklprogramm zu formulieren.
Und er entwickelt dazu auch Thesen,
die zweifellos als eine brauchbare
Grundlage aktiver Gewerkschaftspoli­
tik angesehen werden können.

Bemerkenswert ist, daß sich die Vor­
schläge Vilmars nicht allein im Sozi­
alen erschöpfen, sondern sich darüber
hinaus auf die grundsätzlichen poli­
tischen und gewerkschaftspolitischen
Probleme erstrecken, aus der Erkennt­
nis, daß soziale und gesellschaftliche
Forderungen der Gewerkschaften nur
verwirklicht werden können bei einer
Veränderung der politischen und wirt­
schaftlichen Machtverhältnisse in der
Bundesrepublik.

Kritisch betrachtet werden muß aber
die Auffassung Vilmars, daß eine par­
teipolitische Sammlung links von der

Die Betriebsratswahlen 1968, die in
diesen Tagen beginnen, stehen unter
einem besonderen politischen Aspekt:
Der rücksichtslose Abbau betrieblicher
Sozialleistungen durch die Unterneh­
mer im vergangenen Jahr hat bei den
Arbeitern und Angestellten die Illu­
sion von der „Sozialpartnerschaft"
weitgehend zerstört und die Erkennt­
nis gefördert, daß auch die technische
und organisatorische Entwicklung in
den Betrieben den Interessenkonflikt
zwischen Unternehmer und Belegschaft
nicht aufhebt. Deutlicher denn je ist
für den Arbeitnehmer geworden, daß
ohne eine starke Gewerkschaft, deren
Kraft über den Betriebsrat bis in die
Betriebe spürbar wird, die soziale Si­
cherheit nicht möglich und der Kampf
um einen größeren Anteil am Sozial­
produkt erfolglos ist.

Der Betriebsrat kann darum nicht in
den Betrieben die Rolle eines Vermitt­
lers zwischen Belegschaft und Unter­
nehmer spielen, eine Aufgabe, auf die

SPD in eine „Sackgasse" führe. Es ist
doch eine Tatsache, daß der Parteivor­
stand und der Parieiapparat der So­
zialdemokratischen Partei mit in der
Regel durchaus undemokratischen Mit­
teln verstanden haben, die Kräfte aus
der Partei zu entfernen, von denen sie
fürchten mußten, es könne ihnen ge­
lingen, die Opposition innerhalb der
Partei zusammenzuführen, um sie ge­
gen die Politik des Parteivorstandes
zu mobilisieren. Darum wird es schwie­
rig sein, nach der schon aus der Wei­
marer Zeit bekannten Losung „Zwingt
die Bonzen!" eine Änderung der so­
zialdemokratischen Politik allein durch
die innerparteiliche Opposition zu er­
reichen.

Ohne das zu vernachlässigen, was
Vilmar zweifellos mit Recht forciert,
nämlich den Einfluß der Arbeiterschaft
in der Partei zu stärken, scheint es
ebenso notwendig, das politische Va­
kuum links von der SPD auszufüllen,
um denen eine Alternative zu bieten,
die bei den kommenden Wahlen durch
die Abgabe ihres Stimmzettels der
Parteiführung klarmachen wollen, daß
sie sich nicht mehr durch die Sozial­
demokratische Partei vertreten fühlen.
So ist es auch möglich, die Opposition
innerhalb der Sozialdemokratischen
Partei von außen zu unterstützen und
die Parteiführung zu einer Änderung
ihrer Politik zu zwingen.

Der Vorschlag Vilmars wird gewiß
eine lebhafte Diskussion hervorrufen,
und es wird sich als notwendig erwei­
sen, auch in den NACHRICHTEN noch
einmal die Thesen zum parteipoliti­
schen Engagement der Gewerkschaften
kritisch unter die Lupe zu nehmen.

H. S.

die Unternehmer den Betriebsrat fest­
legen wollen, sondern er hat in dem
Interessenkonflikt zwischen Arbeitneh­
mer und Unternehmer die Belegschaft
zu vertreten. Das wird aber der Be­
triebsrat um so wirkungsvoller kön­
nen, je uneingeschränkter er sich auf
eine Gewerkschaft stützen kann, die
nicht nur außerhalb des Betriebes vor­
handen ist, sondern sich dem Arbeitneh­
mer auch im Betrieb zeigt. Die Erfah­
rungen der letzten Monate haben be­
wiesen, daß dem Arbeiter und Ange­
stellten an sozialem Besitzstand mit
Sicherheit geblieben ist, was über die
Gewerkschaften in einem Tarifvertrag
geregelt wurde. Ohne auf die Notwen­
digkeit sozialer Verbesserungen über
Betriebsvereinbarungen zwischen Un­
ternehmer und Betriebsrat zu verzich­
ten, darf man diese Tatsache nicht
übersehen.

Die Aufgaben der Betriebsräte sind
nicht nur schwerer geworden, weil
Rationalisierung und Automatisierung
in den Betrieben neue und schwierige
Probleme aufwerfen, sondern auch, 

Gute Gewerkschafter in die BetriebsreiJe?



Zum ersten mal „Bildungsurlaub“

Erster Erfolg der IG Metall in Bayern

Neuer Mantoltarifverfrag für 380000 Arbeiter

Der Industriegewerkschaft Metall ist es im Tarifgebiet Bayern gelungen, zum
erstenmal einen sogenannten Bildungsurlaub durchzusetzen. In dem jetzt nach
vielen Komplikationen ausgehandelten neuen Manteltarifvertrag für die rund
380 000 Arbeitnehmer der bayerischen Metallindustrie wurde — zum erstenmal
in der Bundesrepublik — eine „unbezahlte Freistellung für Aus- und Weiter­
bildung" für die Dauer bis zu zwei Wochen jährlich festgelegt.

weil sich nach 'Bildung der Großen
Koalition die sozialen Spannungen
verschärft haben. Das heißt aber, daß
der Betriebsrat auch im Betrieb mit
den Konsequenzen der sozialfeind­
lichen Politik der Bundesregierung
konfrontiert wird. Wirtschaftliche und
soziale Fragen sind in unserer Zeit
unmittelbarer zu politischen Fragen
geworden, und das politische Engage­
ment der Betriebsräte wird darum um
so zwingender. Die Betriebsräte kön­
nen sich nicht von der Politik distan­
zieren, wie es ihnen so gerne von
außen angeraten wird. Die Wahrneh­
mung nur wirtschaftlicher Interessen
im Betrieb würde sie zu einem Sta­
bilisierungsfaktor innerhalb der be­
stehenden Wirtschafts- und Gesell­
schaftsordnung machen. Damit aber
würden sie ihrer Aufgabe nicht ge­
recht, zusammen mit den Gewerk­
schaften die Forderung des Arbeitneh­
mers auf eine gleichberechtigte Stel­
lung in Wirtschaft und Gesellschaft zu
verwirklichen.

Diese Überlegungen sollten Arbeiter
und Angestellte veranlassen, Männer
und Frauen in den Betriebsrat zu
wählen, die neben ihrer charakter­
lichen und fachlichen Qualifikation von
ihren gewerkschaftspolitischen Aufga­
ben überzeugt sind. sr

SOZIALWAHLEN 1968

Bereits in der letzten Ausgabe der
NACHRICHTEN wurde auf die Not­
wendigkeit hingewiesen, die Sozial­
wahlen 1968 intensiver und umfassen­
der vorzubereiten, als das bei früheren
Sozialwahlen der Fall war. Wie be­
gründet dieser Hinweis ist, ergibt sich
nicht zuletzt aus der Tatsache, daß sich
bei den vorangegangenen Wahlen in
der Regel nicht mehr als 25 Prozent
der wahlberechtigten Arbeitnehmer an
den Wahlen für die Vertreterver­
sammlung der Versicherungsträger be­
teiligten. Lediglich bei den Betriebs-
krankenkassen-Wahlen gab es eine
höhere Beteiligung. Das aber ist ein
Beweis dafür, daß eine bessere Wahl­
beteiligung durchaus zu erreichen ist,
wenn Gewerkschaften und Organe der
Versicherungsträger sich um eine en­
gere Verbindung mit den Wahlberech­
tigten, besonders durch ausreichende
Informationen, bemühen.

Dazu könnte eine umfassendere Be­
richterstattung über die Arbeit der
Vertreterversammlungen in den So­
zialversicherungen dienen, die dadurch
erleichtert ist, daß infolge einer Ände­
rung des Selbstverwaltungsgesetzes
grundsätzlich die Öffentlichkeit der
Vertreterversammlungen feslgestellt
wurde. Es ist aber notwendig, daß
diese Änderung auch praktiziert und
die Einberufung von Vertreterver­
sammlungen rechtzeitig unter Angabe
der Tagesordnung bekanntgemacht
wird. Bö.

Allerdings kann von dieser Möglich­
keit nur ein kleiner Teil der interes­
sierten Arbeiter und Angestellten Ge­
brauch machen, wie der einschränken­
den Formulierung des MTV zu ent­
nehmen ist: „Die Tarifvertragsparteien
gehen davon aus, daß von der unbe­
zahlten Freistellung für Aus- und
Weiterbildung nicht mehr als 1 Pro­
zent der Arbeitnehmer eines Betriebes
pro Jahr Gebrauch machen werden.
Der Arbeitgeber ist von der beabsich­
tigten Freistellung rechtzeitig unter
Angabe von Zeitpunkt, Dauer und Ort
der Veranstaltung zu verständigen,
damit die betrieblichen Belange dar­
auf abgestellt werden können."

Weiter wurde vereinbart, den Lohn­
gruppenschlüssel für die unteren Grup­
pen I bis III und verschiedene Orts­
klassen in der bayerischen Metallindu­
strie um jeweils 1 Prozent anzuheben.
Arbeit am Fließband wird künftig
grundsätzlich nach den Vorschriften
für die Akkordentlohnung bezahlt
werden. Die IG Metall hat ihrerseits
das Zugeständnis gemacht, die täg­
liche Kündbarkeit der Lohn- und Ge­
haltsverträge aufzuheben und die lau­
fenden Tarifverträge bis zum 15. Mai
1968 zu verlängern.

Nadi der Einigung auf den neuen
Manteltarifvertrag für die bayerischen
Metallarbeiter sollen nunmehr auch
die Verhandlungen über Forderungen
der IG Metall zum Manteltarifvertrag
der Angestellten aufgenommen wer­
den. Die Neuregelungen für Arbeiter
wurden am 1. Februar dieses Jahres
wirksam.

Die Vereinbarung des unbezahlten
14tägigen Bildungsurlaubs, mit dem
tarifpolitisches Neuland betreten wur­
de, ist zweifellos das herausragende
Ergebnis der Manteltarifvertrags-Ver­
handlungen in Bayern, die in der End­
phase gegen der erbitterten Wider­
stand der Unternehmer durchgefochten
werden mußten. Nachdem der Ver­
band der Bayerischen Metallindustrie
das Verlragswerk wegen des Bildungs­
urlaubs zunächst abgelehnt hatte, sah
er sich am 17. Januar unter dem Druck
der für den 29. und 30. Januar ange-
selzten Urabstimmung über gewerk­
schaftliche Kampfmaßnahmen zum
Nachgeben gezwungen. In einer Stel­
lungnahme erklärte der Arbeitgeber­
verband: „Das neue Vertragswerk ist 

eine Kompromißlösung, die im Inter­
esse der Erhaltung des Arbeitsfriedens
zustande gekommen ist... Beim Bil­
dungsurlaub ist die Forderung der
Arbeitgeber nach einer zahlenmäßigen
Begrenzung der Teilnehmerzahl erfüllt
worden."

Der Bildungsurlaub steht auf dem be­
rüchtigten „Tabu-Katalog" der Bundes­
vereinigung der Deutschen Arbeit­
geberverbände (BDA), weshalb er so
hartnäckig bekämpft wurde. Die Un­
ternehmer fürchten offenbar die grö­
ßere gewerkschafts- und gesellschafts­
politische Bildung ihrer Arbeiter und
Angestellten, weshalb sie sich mit den
in Bayern geschaffenen Tatsachen, die
zweifellos präjudizierende Wirkung in
der weiteren Tarifpolitik haben wer­
den, nicht abfinden wollen. So erklärte
die BDA in einer Stellungnahme zum
bayerischen Bildungsurlaub, er könne
„weder als typisch noch etwa als bahn­
brechend für die Wirtschaft angesehen
werden".

Der Bildungsurlaub, allerdings bezahlt,
wird seit mehreren Jahren von den
DGB-Gewerkschaften gefordert. Unter
Punkt 9 des Aktionsprogramms wird
dazu kurz und bündig festgestellt: „Ein
zusätzlicher bezahlter Bildungsurlaub
ist einzuführen." Das bedeutet natür­
lich, daß der DGB grundsätzlich für
jeden Arbeitnehmer diesen bezahlten
Bildungsurlaub anstrebt, um ihnen in
dieser Zeit der technischen Umwälzun­
gen und der Arbeitshetze mehr Mög­
lichkeiten zur fachlichen, aber ins­
besondere gesellschaftspolitischen Qua­
lifikation zu geben.

Wenn auch die in der bayerischen Me­
tallindustrie für die gewerblichen Be­
schäftigten erzielte „unbezahlte Frei­
stellung für Aus- und Weiterbildung"
von der im Aktionsprogramm fixier­
ten noch sehr verschieden ist, so muß
sie dennoch als ein bedeutsamer
erster Schritt auf dem Wege zum be­
zahlten Bildungsurlaub angesehen
werden. Wiederum war es die IG Me­
tall, der es — wie schon in der Ver­
gangenheit (Lohnfortzahlung für Ar­
beiter, zusätzliches Urlaubsgeld) —
gelungen ist, den Weg für ein neues
wesentliches Feld der Tarifpolitik zu
bereiten. Es wird ihrer und der Kraft
der übrigen DGB-Gewerkschaften be­
dürfen, auf diesem Wege erfolgreich
weiterzugehen. K. Kilian
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Sicherung und Steigerung des Einkommens

IG Metall steckt Ziele für die Tarifpolitik ab
Tarifverträge sollten zum 31. März geküngigt werden

Der Vorstand der Industriegewerkschaft Metall hat in einer zweitägigen Bera­
tung Milte Januar 1968 die tarifpolitische Konzeption für dieses Jahr feslgelegt.
Sie wird von drei Zielsetzungen bestimmt: 1. Fortsetzung des 1967 beschrittenen
Weges der Sicherung von Effektivverdiensten und Arbeitsplätzen, 2. Abschluß
eines Rationalisierungsschutzabkommens und 3. Kaufkrafterhöhung durch Lohn-
und Gehaltserhöhungen.

Arbeitnehmereinkommen 1967

geringer als im Vorjahr

Nadi der jetzt vorliegenden volkswirt­
schaftlichen Gesamtredmung der Bun­
desbank für die ersten neun Monate
des Jahres 1967 und den darauf aufge­
bauten zuverlässigen Schätzungen für
das ganze Jahr ist das Nettoeinkommen
der rund 22 Millionen Lohn- und Ge­
haltsempfänger in der Bundesrepublik
1967 kleiner ausgefallen als 1966. Das
Bruttoeinkommen der Arbeiter, Ange­
stellten und Beamten ist in den ersten
drei Quartalen zwar nur unbedeutend
um 200 Millionen DM auf 161 Milli­
arden DM gestiegen, nadidem es 1966
im gleichen Zeitraum um rund zehn
Milliarden zugenommen hatte; aber
durch das Ansteigen der Abzüge für
Lohnsteuern und Sozialversicherungs­
beiträge um 400 Millionen auf 28 Milli­
arden DM ist das Nettoeinkommen um
200 Millionen DM unter dem Ergebnis
von 1966 geblieben.

„Teuerungswelle
wird nicht tatenlos hingenommen”

Das DGB-Organ „Welt der Arbeit“
kritisiert in der Ausgabe vom 12. Ja­
nuar 1968 mit Schärfe die Verant­
wortlichen für die neue Teuerungs­
welle, die entgegen allen Versiche­
rungen von der Mehrwertsteuer und
den Mieterhöhungen ausgegangen ist.
Die Zeitung schreibt dazu:

„Zu allen diesen Belastungen kommt,
daß die Beiträge zu den Krankenkas­
sen und zur Rentenversicherung wei­
ter steigen und damit das Geld in der
Lohntüte weniger wird. Das alles er­
eignet sich nach einem Jahr, in dem
die weitaus geringsten Lohn- und Ge­
haltsaufbesserungen seit 1948 zu ver­
zeichnen waren. Nur ein Viertel aller
Arbeitnehmer erhielt 1967 überhaupt
Lohnaufbesserungen von durchschnitt­
lich 3,5 v. H., wobei vielfach eine An­
rechnung auf die Effektivverdienste
erfolgte.

Berücksichtigt man den Abbau über­
tariflicher Leistungen, den Fortfall von
Überstunden, die Verminderung der
Weihnachtsgratifikationen, Kurzarbeit,
Feierschichten und Arbeitslosigkeit,
dann ist zweifellos im vergangenen
Jahr das Einkommen der Arbeitneh­
merschaft insgesamt zurückgegangen.
Das paßt auf die jetzige Teuerungs­
welle wie die Faust aufs Auge.

Niemand sollte sich daher Illusionen
machen, daß die Gewerkschaften taten­
los zusehen werden, wie die Kaufkraft
der Löhne und Gehälter absinkt und
der Lebensstandard der Arbeitnehmer
bedroht wird. Das zu verhindern, ist
nicht nur ihre wichtigste soziale Ver­
pflichtung, sondern zugleich eine Auf­
gabe im Interesse der gesamten wirt­
schaftlichen Entwicklung."
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Der Vorstand der IG Metall gelangte
in einer zweitägigen Sondersitzung zu
der Auffassung, daß die 1967 abge­
schlossenen Tarifverträge wesentlich
zur Sicherung der Effektivverdienste
beigetragen und dem Abbau betrieb­
licher Sozialleislungen einen Riegel
vorgeschoben haben. Darum soll diese
Politik weiterverfolgt und das System
der Sicherung des Arbeitnehmerstan­
dards ausgebaut werden. In diesem
Zusammenhang wurde vom Vorstand
beschlossen, zum frühestmöglichen
Zeitpunkt in Gespräche mit dem Ge­
samtverband der metallindustriellen
Arbeitgeberverbände (Gesamtmetall)
über ein Rationalisierungsschutzab­
kommen einzutreten. Die Gewerkschaft
wünscht, die Frage des Schutzes der
Arbeitnehmer vor den negativen Aus­
wirkungen des technischen Fortschritts
auf zentraler Ebene mit den Unter­
nehmern zu regeln. Die IG Metall hat
Gesamtmetall bereits einen entspre­
chenden Vertragsentwurf überreicht.

Daneben soll aber auch der effektiven
Einkommenssteigerung der Arbeitneh­
mer in der Metallindustrie große Auf­
merksamkeit gewidmet werden. Nach
Überzeugung des IG-Metall-Vorstan-
des ist die Belebung und Stützung der
Konjunktur durch Steigerung der Ar­
beitnehmerkaufkraft über Lohn- und
Gehaltserhöhungen dringend erforder­
lich. Der 1. Vorsitzende der IG Metall,
Otto Brenner, hatte schon zum Jahres­
ausklang 1967 in „Metall" Nr. 25/26
geschrieben, Sache der Gewerkschaft
werde es sein, „durch eine aktive Ta­
rifpolitik die Konjunktur von der Mas­
senkaufkraft her kräftig anzuheizen".

Naturgemäß ist eine solche tarifpoli­
tische Konzeption nicht nach dem Ge­
schmack der Arbeitgeber, weshalb sie
in diesen Wochen mit allerlei Schein­
argumenten ihre Position gegen die
kommenden Nachholforderungen der
Gewerkschaften auszubauen versuchen.
Insbesondere sind es immer wieder
statistische Tricks, die den Blick für
die Wirklichkeit trüben sollen, etwa
wie jener des „Schnelldienstes" des
Deutschen Industrie-Instituts vom 23.
Januar, in dem vom 1. Halbjahr 1965
bis zum 1. Halbjahr 1967 in der Indu­
strie der Bundesrepublik „je Beschäf­
tigten" eine Steigerung der Lohn- und
Gehaltssumme von 11 Prozent errech­
net wird. Es fällt überhaupt auf, daß
sich die Sozial- und Wirtschaftsstati­
stik, soweit sie von den Unternehmern
gemacht oder beeinflußt wird, wie die 

des Industrie-Instituts, in letzter Zeit
hauptsächlich nur noch mit größeren
Zeiträumen befaßt und sorgsam ver­
meidet, die Einkommenssituation der
Arbeitnehmer in dem einen Jahr 1967
zu untersuchen. Offensichtlich sind sol­
che Zahlen nicht gerade Munition für
das Anti - Lohn - Propagandafeuer der
Unternehmerverbände.
Die Metallarbeiter haben keinen Grund,
sich von zweifelhaften Zahlen und
durch das Gerede vom durch Lohnfor­
derungen gefährdeten Konjunkturauf­
schwung irritieren zu lassen. Sie wis­
sen selbst am besten, was sie vor
einem Jahr verdienten und was sie
heute bekommen; sie haben die per­
sonellen und die technischen sowie die
sozialen Veränderungen beobachten
können und sind folglich in der Lage,
persönliche Bilanz zu machen. Sie wis­
sen insbesondere auch, was während
der mehr als einjährigen „Talfahrt“
trotz stagnierender Einkommen den­
noch teurer geworden ist, und haben
somit die Erfahrung gemacht, daß die
Preise auch steigen, wenn die Löhne
stabil bleiben oder gar sinken.

Ausgerüstet mit diesen praktischen
Erfahrungen und darum weitgehend
immun gegen die Sirenengesänge der
Arbeitgeber, sollten die IG-Metall-Ge-
werkschafter zielstrebig die Kündigung
der Lohn- und Gehaltstarifverträge
zum 31. März 1968 vorbereiten. Tenden­
zen beim Vorstand der IG Metall, we­
gen der nur zögernden wirtschaftlichen
Aufwärtsentwicklung die Kündigung
noch hinauszuschieben, sind sachlich
und tarifpolitisch nicht gerechtfertigt.

Insofern muß bemängelt werden, daß
die IG Metall die Lohn- und Gehalts­
verbesserung nicht vorrangig, sondern
„neben" den übrigen Forderungen be­
treiben will. Angesichts der Tatsache,
daß der letzte Tarifabschluß überLohn-
und Gehaltserhöhungen um mehr als
zwei Jahre zurückliegt und daß das
abgelaufene Jahr für Hunderttausende
Metallarbeitnehmer Einkommensrück­
gang gebracht hat, ist die abermalige
Hintenanstellung der Lohnforderungen
nicht vertretbar.
Die Aktienkurse, und besonders auch
die in der Metallbranche, warten mit
ihrer Kletterpartie nach oben auch nicht
auf eine sichtbare Hochkonjunktur. Sie
steigen schon seit Monaten und wider­
spiegeln so recht anschaulich die Er­
fahrung und Überzeugung der Aktio­
näre, es mit florierenden Unternehmen
zu tun zu haben. -an



IG Chemie fordert 7 Prozent

Tarife für 600000 Chemie-Arbeitnehmer werden gekündigt
Gewerkschaft strebt Verträge zur Arbeitsplatzsicherung an

Die Industriegewerkschaft Chemie-Papier-Keramik hat in den Tarifbezirken
Hessen, Nordrhein, Rheinland-Pfalz und Ruhr-Lippe zum 31. Januar die Lohn-
und Gehaltstarifverträge für rund 350 000 Beschäftigte in der chemischen Indu­
strie gekündigt. Die Gewerkschaft hat damit praktisch die „Tarifbewegung 1968"
in diesem Industriezweig eröffnet. In Hessen wurde bereits eine konkrete For­
derung erhoben: Lohn- und Gehaltserhöhung um 7 Prozent und Abschluß eines
Rationalisierungsschutzvertrages.

In den kommenden Wochen und Mo­
naten wird für etwa 600 000 Beschäf­
tigte in der chemischen Industrie der
Bundesrepublik und West-Berlins über
neue Lohn- und Gehaltstarife verhan­
delt werden. Die IG Chemie ist im
laufenden Jahr bestrebt, neben einer
Einkommenserhöhung vor allem Ratio­
nalisierungsschutzverträge zur besse­
ren Sicherung der Arbeitsplätze abzu­
schließen, wie der Hauptvorstand Mitte
Januar mitteilte.

Zum 29. Februar 1968 können für sechs
weitere Bereiche, darunter Nieder­
sachsen und Nordbaden-Nordwürttem-
berg, die Tarifverträge gekündigt wer­
den. In den restlichen fünf Tarifbezir­
ken der chemischen Industrie ist die
Kündigung zum 31. März bzw. 30. April
1968 möglich.

Die Gewerkschaft hat sich auf diese
Tarifrunde gut vorbereitet. In den
diesbezüglichen Untersuchungen der
IG Chemie - Papier - Keramik und bei
den Diskussionen in den verschiede­
nen Tarifkommissionen, so berichtete
am 18. 1. 68 der „Presse-Dienst" der
Gewerkschaft, standen das Sachver­
ständigengutachten und die speziellen
Daten über die wirtschaftliche Lage
der chemischen Industrie im Mittel­
punkt. Daraus ergebe sich für die che­
mische Industrie „eine solide Wachs­
tumsrate, die weit über dem gesamt­
wirtschaftlichen Durchschnitt liegt".

So stieg der Umsatz pro Beschäftigten
in der Gesamtindustrie von Januar bis
Oktober 1967 gegenüber dem Ver­
gleichszeitraum 1966 um 3,3 Prozent,
in der chemischen Industrie jedoch um
5 Prozent. Die Auftragsentwicklung
lag für diesen Zeitraum in der che­
mischen Industrie mit plus 4 Prozent
gegenüber minus 3,4 Prozent der Ge­
samtindustrie um 7,3 Prozent höher.
Der Verband der Chemischen Indu­
strie, die Unternehmervereinigung, er­
wartet für 1968 na di eigenen Angaben
„eine stärkere Zunahme des Umsatzes
als im abgelaufenen Jahr..., wenn es
gelingt, die in den letzten Monaten in
Gang gebradite 'Binnenmarktbelebung
fortzuführen".

Die Haltung der Unternehmer zu der
tarifpolitischen Zielsetzung der IG
Chemie ist bereits klar: sie lehnen
diese ab. In einer Erklärung des Ar­
beitsringes der Deutschen Chemisdien

Industrie heißt es, die gewerkschaft­
lichen Forderungen gingen noch „über
die optimistischsten volkswirtschaft­
lichen Wachstumsschätzungen für 1968
hinaus". Hier zeigt sich wieder die
bekannte Taktik, von der Lage der
Gesamtwirtschaft zu reden, wenn die
Gewerkschaft von der Lage der che­
mischen Industrie spricht.

Wissend, daß die Daten der Chemie-
Branche gute Argumente für die Ge­
werkschaftsforderungen sind (die Kon­
junkturflaute hat diesen Industrie­
zweig verschont), bringen die Arbeit­
geber die „schlechte Lage" der ande­
ren Branchen ins Spiel, um die Ge­
werkschaft auf die so zustandegekom-
menen „gesamtwirtschaftlichen" Durch­
schnittsdaten zu verweisen. Die IG
Chemie kann sich aber nur an den
Ergebnissen der Leistung der Arbeit­
nehmer in der chemischen Industrie
orientieren. Es ist überdies auch nicht
bekannt, daß auch nur ein Chemie-
Industrieller seine überdurchschnitt­
lichen Gewinne an ein krisengeschüt­
teltes Unternehmen, etwa in der Tex-
til-Branche, abgeführt hätte.

Die Arbeiter und Angestellten der
chemischen Industrie werden sich von
vornherein auf harte Kämpfe einstel­
len müssen, soviel kann man heute
schon überblicken. Die IG Chemie-

Die Deutsche Angestellten-Gewerk­
schaft hat sich für 1968 eine spürbare
Erhöhung der Gehälter für Angestellte
vorgenommen. Wie der DAG-Vorsit-
zende Hermann Brandt in Hamburg er­
klärte, ist beabsichtigt, in den nächsten
Monaten über 625 Tarifverträge zu
verhandeln und je nach Branche Ge­
haltserhöhungen zwischen 4 und 6,5
Prozent zu fordern.

Da im laufenden Jahr, nach Ansicht
von Hermann Brandt, mit einem allge­
meinen Wirtschaftswachstum von min­
destens 4 Prozent zu rechnen sei, werde
die DAG die Zurückhaltung, die sie im
vergangenen Jahr gezeigt habe, auf­
geben. Die ersten Tarifverträge wurden
bereits zum 1. Februar gekündigt.1 So

Papier-Keramik hat 1967 bewiesen,daß
sie bereit ist, für die Durchsetzung
berechtigter Arbeitnehmerinteressen
den Kampf zu organisieren und zu
führen. Bevor also die Unternehmer
„harte Saiten" aufziehen, sollten sie
sich an die Streiks in der nordwest­
deutschen Hohlglasindustrie und der
hessischen Gummiindustrie erinnern.
Den Chemiearbeitern selbst dürften
diese Beispiele erfolgreichen Kampfes
Anregungen für das Durchstehen ihrer
eigenen Lohnrunde geben. K. K.

Tarifpolitische Umfrage
in Rheinland-Pfalz

Die IG Chemie-Papier-Keramik im Be­
zirk Rheinland-Pfalz-Saar hat im Ja­
nuar eine tarifpolitische Umfrage ge­
startet, die unter den Mitgliedern der
Gewerkschaft in der chemischen Indu­
strie durchgeführt wird. Der Bezirks­
vorstand möchte auf diese Weise die
wichtigsten Anliegen bezüglich der
Tarifpolitik feststellen. Den Gewerk­
schaftern wurden folgende vier Fragen
gestellt, von denen sie nur zwei an­
kreuzen sollen:

1. „Ich bin für eine ■wirksame Lohn-
und Gehaltserhöhung im Jahre 1968.
2. Ich halte eine tarifliche Absicherung
der Jahresprämie (Weihnachtsgeld
usw.) für erforderlich.

3. Ich halte den Abschluß eines Arbeits­
platzsicherungsabkommens mit Abfin­
dungen für erforderlich, auch wenn
hierdurch die Tariferhöhung beein­
trächtigt wird.
4. Die Tarifkommission soll ihre For­
derungen so aufstellen, daß eine tarif­
liche Absicherung der gegenwärtigen
Verdienste gewährleistet wird."

In Rheinland-Pfalz-Saar sind die Lohn-
und Gehaltstarifverträge für die Be­
schäftigten in der chemischen Industrie
zum 31. Januar 1968 gekündigt worden.

hat die DAG für die von ihr betreuten
Angestellten in der chemischen Indu­
strie in Hessen und Rheinland-Pfalz
6,5 und in Nordrhein 6 Prozent Gehalts­
erhöhung verlangt.

Von den Tarifkündigungen der DAG
sind nach Angaben von Brandt rund
zwei Millionen Angestellte betroffen.
Eine Lohnleitlinie, wie sie Bundeswirt­
schaftsminister Schiller zu geben ver­
sucht, lehnt die Angestellten-Gewerk­
schaft ab, weil sie einseitig nur die Ar­
beitnehmer binde. Die Angestellten
müßten am Wirtschaftswachstum be­
teiligt und in die Lage versetzt werden,
die verschiedenen Preis- und Beitrags­
erhöhungen zu verkraften.

DAG löst alle kündbaren Verträge
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1967 Kursgewinne wie selten

Die Statistik hat es jetzt ans Licht ge­
bracht: Während die Arbeitnehmer
1967 Lohneinbußen von mehr als
10 Milliarden DM hinnehmen mußten,
haben gleichzeitig die Besitzer großer
Aktienpakete ungewöhnlich gut ver­
dient, nämlich 25 bis 26 Milliarden DM
Kursgewinne verbuchen können. Nach
dem Index des Statistischen Bundes­
amtes lagen die Aktienkurse Ende
1967 um 38,5 Prozent höher als Ende
1966. Der Index der Commerzbank
weist sogar eine durchschnittliche Zu­
nahme um 44 Prozent aus. Lautete
zum Jahresschluß 1966 der Punktstand
aller an den Börsen gehandelten Ak­
tien im Durchschnitt 495,9, so lag er
zum Jahresschluß 1967 bei 713,6.

Ausgerechnet das Jahr 1967, das für
die Arbeitnehmer die härtesten Kon­
sequenzen hatte, ist für die Aktionäre
zum zweitbesten Aktienjahr nach dem
Kriege geworden. Während in der
Stahlindustrie, der Metallverarbeitung
(insbesondere Automobilindustrie), im
Bauhauptgewerbe und im Steinkohlen­
bergbau Hunderttausende Arbeitneh­
mer entlassen und weiteren Hundert­
tausenden die Löhne gekürzt wurden,
erzielten grade diese Industriezweige
die höchsten Kursgewinne. So stiegen
z. B. die Aktien der Dortmund-Hörder
Hüttenunion um 70,7 Punkte, der
Hoesch AG um 69,5 und der Hütte
Oberhausen um 67,3 Punkte. Im Durch­
schnitt gewannen die Stahlaktien 50
Punkte. Die Aktien der VW-Werke
stiegen um 53,8, von Daimler-Benz um
61 und der Bayerischen Motorenwerke
um 69,6 Punkte. (Daimler-Aktien klet­
terten auch im Januar dieses Jahres
unentwegt weiter, und zwar allein
vom 5. bis 19. Januar um 89 Punkte!)
In der Bauindustrie hatten solche Kon­
zerne wie Beton- und Monierbau,
Dyckerhoff Zement, Hochtief und Phi­
lipp Holzmann Kursgewinne zwischen
73 und 86 Punkten. Auch in dem von
Feierschichten und Stillegungen be­
troffenen Bergbau „stimmte" die Bör­
se; die größten Kursgewinne haben
die Harpener Bergbau AG mit 89,5
und die Heinrich Bergbau AG mit 64,5
Punkten zu melden.

Diese Nachrichten kommen gerade
noch rechtzeitigem bei der Festlegung
der Tarifkonzeption 1968 der Gewerk­
schaften berücksichtigt zu werden: Der
große Nachholbedarf der Arbeitneh­
mer auf dem Lohn- und Gehaltssektor
ist unverkennbar. Ebenso unverkenn­
bar ist aber auch, daß den Gewerk­
schaften in der konzertierten Aktion
des Wirtschaftsministers im Zusam­
menspiel mit den Unternehmerverbän­
den etwas vorgemacht wurde. Wäh­
rend der Minister sich nicht scheute,
das Klagelied der Arbeitgeber mitzu­
singen, wie schlecht die Lage der Wirt­
schaft und wie notwendig darum der
Lohnverzicht der Arbeitnehmer sei,
schöpften die Konzerne und ihre Ak­
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tionäre bereits unentwegt den Rahm
der durch Existenzangst hochgetriebe­
nen Arbeitsleistung der Arbeitnehmer
ab.

Die Unternehmer haben — mit staat­
licher Hilfe — die Krise genutzt, um
mit einem gründlichen „Kehraus" in
den Betrieben alle Krisenfolgen auf
die Arbeitnehmer abzuschieben und
gleichzeitig weiter in der Profitzone
zu bleiben. Das sollten die Gewerk­
schaften in'den kommenden Tarifaus­
einanderselzungen berücksichtigen.

Sb.

Mit Streik Lohnkürzung verhindert

Obgleich in die Lohnlarifverträge der
Metallindustrie in den jüngsten Ver­
handlungen die sogenannte Schiller-
Klausel eingefügt wurde, wonach die
negative Lohnpolitik der Arbeitgeber
abzulehnen sei und die übertariflichen
Zahlungen nicht weiter abgebaut wer­
den sollen, reißen die Meldungen über
den Sozialabbau in den Betrieben und
die Abwehraktionen der Belegschaf­
ten nicht ab. Sie zeugen damit vom
Wert dieser „Effektivklausel", der of­
fensichtlich nicht sehr hoch einzu­
schätzen ist.

Als ein Beispiel für viele, die in den
letzten Wochen über die Fabriktore
hinaus bekannt geworden sind, steht
der achtstündige Proteststreik der 400
Mann starken Frühschicht der Rhein­
stahl -Wagner-Werkzeugmaschinenfa­
brik in Dortmund. Dort hatte die Be­
triebsleitung am 18. Januar kurzer­
hand am Schwarzen Brett verfügt,
daß alle Akkordarbeiter, die vorüber­
gehend im Zeitlohn beschäftigt wer­
den, Lohneinbuße hinnehmen müßten,
die rund 10 Prozent betragen sollte.

In einer spontanen Reaktion legte die
gesamte Frühschicht des Betriebes die
Arbeit nieder und verlangte die Rück­
nahme der Anweisung. In Verhand­
lungen zwischen Betriebsleitung, Ge­
werkschaft und Betriebsrat wurde
diese Forderung durchgesetzt. Bis zum
31. März soll die geltende Regelung
beibehalten werden; später ist vor­
gesehen, bei Umsetzungen acht Wo­
chen lang den Durchschnittslohn der
vorhergegangenen 13 Wochen zu zah­
len. -nz

Krupp-Arbeiter

streikten um Informationen

Während am 23. Januar 1968 der Auf­
sichtsrat der neugebildeten Krupp
GmbH, zum erstenmal tagte, traten in
Essen rund 1800 Arbeiter der Krupp-
Motoren- und Kraftwagenfabriken
(Krawa) in den Streik. Zu jener Zeit
war bereits allgemein bekannt, und 

die Zeitungen schrieben darüber, daß
die Krupp-GmbH, und die Daimler-
Benz AG. Verhandlungen zur Über­
nahme der Krawa durch Daimler füh­
ren; nur die betroffene Belegschaft
wußte offiziell noch gar nichts und ins­
besondere nicht, was aus den Arbeits­
plätzen werden würde.

Schon am 18. Januar halten die Krawa-
Arbeiter aus diesem Grunde demon­
striert und Informationen verlangt.
Während der Aufsichtsratssitzung
streikten sie so lange, bis die Zu­
sicherung zur Einberufung einer Be­
legschaftsversammlung ain nächsten
Tag gegeben wurde. Mehrere tausend
Arbeiter in anderen Krupp-Betrieben
traten gleichzeitig in kurze Sympa­
thiestreiks, um ihre Kollegen in den
Krawa zu unterstützen.

Auf der Betriebsversammlung erklärte
die Geschäftsführung, nach anfäng­
lichen Ausflüchten, daß bereits zum
30. April 1968 die Vorbetriebe und
zum 30. Juni die Kraftwagenfabrik
selbst, mit Ausnahme der Ersatzteil­
produktion, stillgelegt werden. Ins­
gesamt werden etwa 2000 Arbeitneh­
mer ihre Arbeitsplätze verlieren, da
auch Personal der Verkaufsorganisa­
tion der Krawa entlassen werden soll.

Dieser Vorgang ist ein erneutes Bei­
spiel dafür, wie Konzentrationsmaß­
nahmen in der Wirtschaft ohne Rück­
sicht auf die Folgen für die Arbeiter
und Angestellten sowie deren Familien
betrieben werden. Krupp hat sich aus
Gründen der „Sortimentsbereinigung"
und der schlechten Liquidität zur Auf­
gabe der Krawa entschlossen, und
Daimler ist an der Ausschaltung einer
Konkurrenz interessiert. Das Ergebnis
ist die Stillegung der Krawa auf Ko­
sten der Existenz der Arbeitnehmer.
Gewiß ein Schulbeispiel für die Not­
wendigkeit und Berechtigung der ge­
werkschaftlichen Mitbestimmung, -oe-

IG Bergbau und Energie
fordert Urlaubsgeld

Die Industriegewerkschaft Bergbau und
Energie wird Ende Februar für die
Beschäftigten in den Steinkohlenrevie­
ren Ruhr, Aachen und Saar die Lohn-
und Gehaltstarifverträge zum 30. April
1968 kündigen. Dies erklärte am 4. Fe­
bruar in Recklinghausen der Belriebs-
ratsvorsilzende der Ewald-Kohle AG.
Die Gewerkschaft denke nicht so sehr
an Lohn- und Gehaltserhöhungen, son­
dern in erster Linie an eine Einkom­
menserhöhung der Bergarbeiter durch
Ei-nifüh-ung eines zusätzlichen Urlaubs­
geldes von 10 bis 15 DM pro Urlaubs-
Lag. Ferner soll die Treueprämie er­
höht werden.

Die letzten Lohnerhöhungen im Stein­
kohlenbergbau sind vor zwei Jahren,
am 1. Mai 1966, wirksam geworden.
Sie betrugen nur 4 Prozent und sind
seitdem durch die Erhöhung der Le­
benshaltungskosten mehr als aufge­
zehrt.



Gewerkschaftsjugend auf klarem Kurs

Für Kontakte mit FDGB — Gegen konzertierte Aktion

Bezirksjugendtag der ÖTV-Gewerkschatf in Hamburg

Mitte Januar 1968 fand im Hamburger Gewerkschaftshaus die 10. ordentliche
Bezirksjugendkonferenz der Gewerkschaft OTV in der Hansestadt statt. Die
45 jugendlichen Delegierten der größten Gewerkschaft Hamburgs wählten für
die nächsten vier Jahre einen neuen, aus 10 Personen bestehenden Bezirks­
jugendausschuß. In der Mehrzahl der 20 beschlossenen Anträge werden natur­
gemäß arbeitsrechtliche und beamtenpolitische Forderungen für die arbeitende
Jugend erhoben. Es ragen jedoch einige Anträge brisanten politischen Inhalts
heraus.

Von den arbeitsrechtlichen Forderun­
gen ist der Antrag hervorzuheben, der
sich mit der Berufsausbildung der im
Hamburger Hafen Beschäftigten befaßt.
Die Gewerkschaft OTV wird in dem
Antrag aufgefordert, mit den verant­
wortlichen Stellen des Senats Ver­
handlungen aufzunehmen, die eine der
heutigen Zeit angepaßte Berufsaus­
bildung zum Ziel haben. Der Vorsit­
zende der OTV-Hafenjugend, Michael
Plantener, führte in seiner mündlichen
Begründung haarsträubende Beispiele
an, wie Jugendliche noch nach einem
über 50 Jahre alten Berufsbild „aus­
gebildet" werden. In dem Antrag wird
vorgeschlagen, die verschiedenen Ha­
fenberufe — zur Zeit sieben — in die
Berufe des Hafenfacharbeiters und des
Hafenkaufmanns zusammenzufassen.

Zu den politischen Anträgen gehört die
Forderung an den Hauptvorstand der
OTV, eigenes, allgemeinverständliches
Informationsmaterial über die Not­
standsgesetzgebung herauszugeben.
Die Ablehnung der Notstandsgesetze
war ein Teil des Antrages. In einem
weiteren Antrag wurde das faschisti­
sche Regime in Griechenland verurteilt.
Ferner wird in diesem ebenfalls ein­
stimmig angenommenen Antrag von
den Gewerkschaftsmitgliedern gefor­
dert, die gegen das griechische Militär­
regime gerichteten Widerstandsbewe­
gungen aktiv zu unterstützen.

Der nächste der vier politischen An­
träge behandelt die gewerkschaftlichen
Kontakte zu den sozialistischen Staa­
ten einschließlich der DDR. Der An­
tragsteller (Bezirksjugendausschuß)
geht in seiner Begründung davon aus,
daß auf deutschem Boden mit der Bun­
desrepublik Deutschland und der DDR
zur Zeit faktisch zwei Staaten deut­
scher Nation mit unterschiedlicher
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
bestehen. Es sind — so lautet der An­
trag — Verhandlungen auf allen Ebe­
nen mit unbegrenztem Themenkreis
erforderlich. Die Gewerkschaft OTV
wird aufgefordert, sich nachdrücklich
im DGB für Kontakte zum Freien
Deutschen Gewerkschaftsbund einzu­
setzen. Sollte das in absehbarer Zeit
nicht möglich sein, wird sich die ÜTV-
Jugend selber um Kontakte zum FDGB
bemühen (siehe Wortlaut).

Mit wenigen Gegenstimmen wurde ein
wirtschaftspolitischer Antrag ange­
nommen, der sicher vor einem Jahr 

noch nicht die Zustimmung der Dele­
gierten gefunden hätte; dieser Antrag
verlangt die Einstellung der Mitarbeit
an der konzertierten Aktion durch die
Gewerkschaft OTV. Solange nicht be­
stimmte Voraussetzungen erfüllt sind,
wie die Einbeziehung der Erträge der
Unternehmen und die Mitbestimmung
auch im Bereich der Investitionen,
sollte die Gewerkschaft sich nicht an
der „Konzertierung" beteiligen.

Die 10. ordentliche Jugendkonferenz
des Bezirkes Hamburg der OTV bil- 
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Ruhrfesfspiele 1968

Die Ruhrfestspiele 1968 werden in der
Zeit vom 8. Mai bis zum 26. Juni in
Recklinghausen veranstaltet. Auf dem
Programm stehen u. a. auch zwei Eigen­
inszenierungen, und zwar führen Max
Frisch und Heinrich Koch die Regie in
Shakespeares „Troilus und Cressida",
während unter der Regie von Dieter
Haugk die „Chinesische Mauer" ein­
studiert wird. Die Kunstausstellung
trägt das Thema „Bereiche der Fan­
tasie".

Der Aufsichtsrat der Ruhrfestspiele
will sich künftig bei der Durchführung
seiner Veranstaltungen aus dem kul­
turellen Leben künstlerisch und wis­
senschaftlich beraten lassen. So u. a.
von den Intendanten Prof. Karl-Heinz
Slroux und Harry Buckwitz sowie dem
Schriftsteller und Hauptabteilungslei­
ter des Norddeutschen Rundfunks,
Heinz-Winfried Sabais, ferner von
Prof. Wolfgang Brüggemann, Bochum,
Adolf Zotzmann und Dr. Ermbrecht
Rindtorff, Recklinghausen.

VW-Mantelfarifvertröge
werden gekündigt

Die GroßeTarifkommission der IG Me­
tall hat Ende Januar beschlossen, die
Manteltarifverträge für die Beschäftig­
ten der fünf Volkswagenwerke zum
30. April 1968 zu kündigen. Die Kündi­
gung, mit der die IG Metall Verhand­
lungen über Maßnahmen zur Arbeits­
platz- und Einkommenssicherung an­
strebt, betrifft 100 000 Arbeiter und
Angestellte.

dete den Auftakt für eine Serie von
Konferenzen, die über die einzelnen
Bezirkskonferenzen, die Bundesjugend­
konferenz und den ÖTV-Gewerk-
schaftstag bis zum Jubiläumskongreß
des DGB in München im Frühjahr 1969
aus Anlaß des 20jährigen Bestehens
des Deutschen Gewerkschaftsbundes
führt. U. S.

„Jetzt auch mit dem FDGB sprechen”

Der nachstehende Antrag wurde auf
der OTV - Bezirksjugendkonferenz in
Hamburg einstimmig beschlossen:

„Auf deutschem Boden bestehen mit
der Bundesrepublik Deutschland und
der DDR zur Zeit faktisch zwei Staa­
ten deutscher Nation mit unterschied­
licher Wirtschafts- und Gesellschafts­
ordnung. Von dieser Situation hat jede
realistische Deutschlandpolitik auszu­
gehen. Es bleibt unser Ziel, die beiden
deutschen Staaten auf friedlichem
Wege wieder zu vereinen.

Es ist daher Aufgabe der Politik, ein
weiteres Auseinanderleben der Men­
schen zu verhindern, Verbindungen zu
erhalten und neue zu schaffen. Dazu
sind Verhandlungen auf allen Ebenen
mit unbegrenztem Themenkreis erfor­
derlich.

Die Annäherung beider deutscher Staa­
ten ist aber nicht nur eine Angelegen­
heit der Regierungen, sondern aller
gesellschaftlichen Gruppierungen, ins­
besondere der Gewerkschaften und
ihrer Jugendorganisationen.

Die Beziehungen unserer Gewerkschaft
zu den Gewerkschaften Osteuropas
sind in den letzten Jahren vielfältiger
geworden. Dabei ist es natürlich, daß
unser Gesprächsteilnehmer der jewei­
lige Gewerkschaftsverband ist. Nur die
in der DRR bestehenden Gewerkschaf­
ten sind bisher von uns als Partner
ausgespart worden. Diese Handlungs­
weise hat uns bei unseren Kontakt­
versuchen zu den Arbeitnehmern der
DDR behindert. Seitdem die verschie­
denen Kontakte von Verbänden und
Behörden vielfältiger geworden sind,
ist es an der Zeit, daß auch die Ge­
werkschaften ähnliche Schritte unter­
nehmen.

Die 10. ordentliche Bezirksjugendkon­
ferenz begrüßt deshalb die auf Initia­
tive des Ersten Vorsitzenden der ÖTV,
Heinz Kluncker, zustande gekommene
Diskussion um Aufnahme von Kontak­
ten zum Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbund. Sie fordert die Gewerk­
schaft OTV auf, sich nachdrücklich im
DGB für solche Kontakte einzusetzen.
Sollten geeignete Schritte seitens des
DGB in absehbarer Zeit nicht möglich
sein, wird die ÖTV-Jugend sich in
ihrem Rahmen um das Zustandekom­
men solcher Kontakte bemühen.“
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Vor den Gewerkschaffstagen ...

Zur politischen Aufgabe der Gewerkschaften

1968 zahlreiche Kongresse und Konferenzen

Das Jahr 1968 ist ein „Kongreßjahr". Nicht weniger als elf Gewerkschaftslage
von DGB-Gewerkschaften und ein halbes Dutzend zentrale Konferenzen sind
terminiert. Organisationen wie die IG Bergbau und Energie, IG Druck und
Papier, IG Metall, Gewerkschaft OTV sowie die Fachgruppen Frauen, Beamte
und Jugend im DGB (siehe Terminkalender S. 20) werden Rechenschaft über
die Tätigkeit zurückliegender Jahre geben und die soziale und politische Marsch­
route für weitere Jahre beraten und beschließen. Diese Kongresse und Tagungen
sind nidit allein für die jeweilige Organisation, sondern für die gesamte Ge­
werkschaftsbewegung in der Bundesrepublik von politischer Wichtigkeit, da sie
zugleich der Vorbereitung des 8. DGB-Bundeskongresses im Frühjahr 1969 in
München und damit der allseitigen Wegbestimmung des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes und seiner 16 Mitgliedgewerksdiaften dienen.

der Rüstungsausgaben um ein Drittel,
die Senkung der Wehrdienstzeit auf
12 Monate und die Unterzeichnung des
Atomwaffensperrvertrages, die Ver­
minderung der Truppenstärke und der
Beitritt zu einem europäischen Sicher­
heitssystem verlangt werden. Die ein­
zelnen Schritte sind in Abstimmung
mit der DDR zu vollziehen, die ihre
Bereitschaft zu gleichartigen gemein­
samen Abrüstungsmaßnahmen wieder­
holt bekundet hat.

Im Interesse der eigenen Sicherheit
und des sozialen Fortschritts müssen
die kommenden Gewerkschaftstage
und die vielen vorbereitenden Dele­
giertenkonferenzen den Stopp der
amerikanischen Vietnam - Aggression

Die diesjährigen Gewerkschaftstage
und der anschließende DGB-Bundes­
kongreß finden in einer innenpoliti­
schen Situation statt, die in dreifacher
Hinsicht neu ist: einmal regiert in
Bonn erstmals die sogenannte Große
Koalition, also die CDU/CSU unter
Beteiligung eines sozialdemokratischen
Ministerteams; zum andern befindet
sich die Wirtschaft in der Schlußphase
ihrer bisher umfassendsten Nach­
kriegskrise, und schließlich ist die Re­
gentschaft der Großen Koalition von
den seit Bestehen der Bundesrepublik
massivsten Demontagen sozialer Rech­
te und Leistungen für die Masse der
Arbeiterschaft sowie von nachhaltigen
Einschnitten in die Tarifautonomie der
Sozialparteien gekennzeichnet. Diese
besondere Situation, mit der sich die
Gewerkschaften konfrontiert sehen,
wird überdies verschärft durch die ent­
schlossenen Versuche der Regierungs­
parteien, noch in diesem Jahr die Not­
standsgesetzgebung zur Abstützung
einer unpopulären Innen- und Außen­
politik in die Verfassung einzubauen.

Es liegt auf der Hand, daß den Ge­
werkschaften als demokratische Mas­
senorganisation der Arbeitnehmer, die
die Volksmehrheit ausmachen, eine
erhöhte Verantwortung bei der Ver­
tretung der berechtigten Interessen
von Arbeitern, Angestellten und Be­
amten zuwächst — Interessen, die sich
in vielen Fragen mit denen anderer
soziologischer Schichten (Intelligenz,
Gewerbetreibende, Bauern) decken.
Die Gewerkschaften sind — nicht nur
unter den Bedingungen der Großen
Koalition — angesichts des Abschwim­
mens der sozialdemokratischen Füh­
rungsgremien in die Sphäre bürger­
licher Politik zunehmend gezwungen,
über den 'Rahmen der sozialen und
wirtschaftlichen Geschehnisse hinaus
immer umfassender und nachdrück­
licher zu den politischen Fragen Stel­
lung zu nehmen. Sie sehen sich vor
der Aufgabe, eigene politische Alter­
nativen zu allen wesentlichen Berei­
chen der Gemeinschaftspolitik von
CDU/CSU/SPD zu entwickeln bzw.
zu konkretisieren und dort, wo sie
schon bestehen, mit mehr Entschlos­
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senheit als bisher vom Papier in die
Praxis zu tragen.

Im Zusammenhang mit den bevorste­
henden Kongressen des DGB und sei­
ner Gewerkschaften genügt es nicht,
dies allgemein festzustellen. Es ist an­
gebracht, diesen Fragenkomplex ein­
mal deutlicher anzureißen, zumal in
den Gewerkschaften und im DGB schon
seit Monaten die Diskussion um die
gesellschaftspolitische Aufgabe der
Gewerkschaftsbewegung und die For­
men ihrer Wahrnehmung geführt wird.

Oberstes Ziel
die Sicherung des Friedens

Auf allen Gewerkschaftstagen in der
Vergangenheit stand die Sorge um
die Erhaltung des Friedens im Mittel­
punkt der Beratungen, Forderungen
und Beschlüsse. „Grundlage für den
sozialen und kulturellen Fortschritt
und die soziale Sicherheit in allen
Teilen der Welt ist die Erhaltung des
Friedens", sagt das Grundsatzprogramm
des DGB. Zweifellos werden auch die
kommenden Gewerkschaftstage Be­
schlüsse fassen, deren Verwirklichung
echte Beiträge zur Friedenssicherung
darstellen. Angesichts des nun schon
seit Jahren andauernden schmutzigen
Krieges in Vietnam und der fortdauern­
den Kriegsdrohung in Nahost —
Kriegsherde, die die Funken zum
Weltbrand liefern können —, ist ein
stärkeres Engagement der DGB-Ge­
werkschaften gegen Krieg und Kriegs­
duldung dringend nötig.

Mit allgemeinen Appellen wird man
darum der größer gewordenen Kriegs­
gefahr nicht mehr beikommen. Der
Beitrag zur Friedenssicherung seitens
der Gewerkschaften liegt in der scho­
nungslosen Aufdeckung einer Politik,
die, wie das Unterstützen der ameri­
kanisch - südvietnamesischen Kriegs­
partei in Vietnam durch Bonn, Kon­
flikte verschärft oder, wie die hem­
mungslose Rüstungs- und Notstands­
politik, Konfliktsituationen herbeifüh­
ren kann. Nachdrücklich müssen von
der Bundesregierung sofortige Abrü­
stungsmaßnahmen, z.B. Verminderung 

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllin

Einen zweiten Aufsatz zum Thema
„Vor den Gewerkschaftstagen . . ."
bringen wir im März-Heft. Darin wer­
den die Fragen gewerkschaftlicher
Wirtschafts-, Sozial-, Bildungs- und
Tarifpolitik behandelt. D. Red.
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und die Beendigung jeder direkten
und indirekten Kriegsunterstützung
durch die Bundesregierung fordern.
Das ist ein Gebot der internationalen
Solidarität mit den vietnamesischen
Arbeitern und Bauern, die nun schon
seit Jahren unter der Brutalität des
amerikanischen Militärkolosses lei­
den. Überdies muß man vom DGB
erwarten, daß er deutlich gegen Ag­
gressoren auch dann Stellung nimmt,
wenn es sich dabei um Regierungen
handelt, von denen es heißt, sie seien
„mit dem deutschen Volk" (gemeint
ist aber nur Bonn!) befreundet.

Verteidigung der Demokratie

Demokratische Freiheiten sind das Le­
benselement der Gewerkschaften. „Un­
sere Zeit", heißt es darum im Grund­
satzprogramm, „verlangt vor allem die
demokratische Gestaltung des gesell­
schaftlichen, kulturellen, politischen
und wirtschaftlichen Lebens . .." Die
Gewerkschaften sind aufgerufen, zu­
sammen mit allen übrigen Kräften der
demokratischen außerparlamentari­
schen Opposition die Notstandsgesetz­
gebung der Bundesregierung endgül­
tig abzuwenden. Das andauernde Her­
umflicken an der Verfassung zum
Zwecke ihrer reaktionären Verände­
rung hat aufzuhören. Es gilt, die Poli­
tik nach den demokratischen Normen
der Verfassung auszurichten und nicht
umgekehrt die Verfassung nach den
reaktionären und aggressiven Prak­
tiken der Politik.

In diesem Zusammenhang werden sich
die Gewerkschaften mit allem Nach­



druck auch gegen die Ummodelung des
geltenden Wahlrechts stark machen
müssen. Es kennzeichnet die undemo­
kratischen Absichten der CDU/CSU,
wenn sie — jeweils im Namen der
Demokratie — einerseits durch Ver­
änderung des Betriebsverfassungsge­
setzes CGB- und NPD-Splittergruppen
in die Betriebsräte lancieren und an­
dererseits gemeinsam mit der SPD
durch Manipulierung des Parlaments­
wahlrechtes die politische Macht wei­
ter zentralisieren will.

Seit den letzten Gewerkschaftstagen
und besonders, nachdem die SPD ihre
Oppositionsrolle aufgegeben hat und
in die bürgerliche Regierung eingetre­
ten ist, macht die neofaschistische NPD
zunehmend von sich reden. Die mei­
sten Gewerkschaften haben in der
Vergangenheit Beschlüsse gefaßt, wo­
nach die Mitgliedschaft in der NPD mit
einer Gewerkschaftszugehörigkeit un­
vereinbar ist. Von der Bundesregie­
rung wurde das Verbot dieses Toten­
gräbers der Demokratie gefordert,
ohne daß in dieser Richtung etwas ge­
schehen wäre. Im Gegenteil, CDU/CSU
und Regierungsstellen bemühen sich,
die neofaschistische Gefahr zu vernied­
lichen, genau wie in jenen Jahren,
als das „Mitglied Nr. 9", Hitler, den
einmal ebenfalls „kleinen Haufen"
NSDAP anführte. Darum sollten die
Gewerkschafter auf ihren bevorstehen­
den Kongressen wiederum das NPD-
Verbol verlangen und eindeutig klar­
stellen, daß sie ein Hochkommen die­
ser Partei nicht dulden und mit allen
Mitteln unterbinden werden.

Diese Kampfansage an die Adresse der
NPD erfordert zugleich ein Votum für
die Wiederzulassung der Kommunisti­
schen Partei, eine Forderung, die in
letzter Zeit immer nachdrücklicher von
den demokratischen Kräften in der
Bundesrepublik erhoben wird. Es ist
der KPD gelungen, glaubhaft zu ma­
chen, daß sie die Verfassung der Bun­
desrepublik akzeptiert und entschlos­
sen ist, sie vor der Aushöhlung zu be­
wahren. Die Gewerkschaften brauchen
jeden Bundesgenossen, jetzt mehr als
jemals zuvor.

Verständigung und Entspannung

Ein anderer Fragenkomplex, der die
diesjährigen Gewerkschaftstage be­
schäftigen wird, ist jener, der durch
die Herstellung erster Verbindungen
des DGB und von DGB-Gewerkschaf­
ten zu Gewerkschaftsorganisationen in
sozialistischen Ländern aufgeworfen
wurde: Muß oder soll man auch den
FDGB der DDR in das Verständigungs­
gespräch mit einbeziehen?

Wir meinen, daß der Weg zu sach­
lichen Beziehungen zu Gewerkschaften
sozialistischer Länder, der so lange
durch blinden Schlagwort-Antikommu­
nismus verbaut war, künftig nicht mehr
um die DDR und den FDGB herumfüh­
ren darf. Das ist nicht nur die Konse­
quenz der Bemühungen um Verstän­

digung und Gedankenaustausch mit
kommunistischen Gewerkschaften, son­
dern unter deutschen Gewerkschaftern
ein eigentlich selbstverständliches An­
liegen politischer Vernunft. Aber lei­
der ist heute in dieser Frage im DGB
noch nicht selbstverständlich, was ob­
jektiv vernünftig und notwendig er­
scheint.

Dennoch werden die Stimmen derjeni­
gen, die nicht noch länger kostbare
Zeit verstreichen lassen und die Ver­
ständigung wollen, immer zahlreicher.
Die kommenden Gewerkschaftstage
und -konferenzen müssen nunmehr die
Dinge zu einer Entscheidung bringen
und sich zu fachlichen und politischen
Gesprächen mit den FDGB-Gewerk-
schaften über alle die Deutschen be­
wegenden Fragen bekennen. Der so­
genannte Antikontaktbeschluß des
DGB, der den FDGB von den ostpoli­
tischen Kontaktbemühungen ausnimmt,
muß fallen. Es kann nicht länger die
Rolle des DGB sein, im Fahrwasser
regierungsamtlicher Tabupolitik den
Erfüllungsgehilfen Bonns zu spielen.
Die Unabhängigkeit des DGB wird
sich auch daran erweisen müssen, daß
er notwendige Schritte selbst dann
tut, wenn sie Kurt Georg Kiesinger
und Willy Brandt nicht behagen.

Und in diesem Zusammenhang ver­
steht es sich von selbst, daß es mit
Aufgabe der Gewerkschaften ist, auf
eine reale Konzeption Bonns in der
Deutschlandfrage zu drängen. Sie kön­
nen das andauernde Ignorieren der
DDR einfach nicht länger mitmachen,
weil es zu immer gefährlicheren poli­
tischen Verwicklungen und Abenteuern
führt. Die Gewerkschaften müssen ihre
Stimme erheben und im Interesse einer
Entspannung und Friedenssicherung in
Deutschland und Europa die Anerken­
nung der Realitäten, der Existenz eines
zweiten deutschen Staates, und die Auf­
gabe des Alleinvertretungsanspruchs
von der Bundesregierung verlangen.
Darüber hinaus kann es den Gewerk­
schaftern in der Bundesrepublik nicht
gleichgültig sein, wenn die Regierung
Kicsinger/Brandt, wie unselige Vor­
gänger früherer Jahrzehnte, die deut­
schen Grenzen nicht anerkennt und im
Osten abermals Gebietsforderungen
stellt. Dieser offenbar bewußt gehegte

Keimling eines neuen Krieges muß
aus der politischen Landschaft ver­
schwinden. Es wäre nicht ohne Reiz,
wenn die Gewerkschaften und in ihnen
die vielen sozialdemokratischen Funk­
tionäre dem sozialdemokratischen Par­
teiführer und Vorsteher des Auswär­
tigen Amtes helfen könnten, die Frie­
densabsichten und -beteuerungen der
Bundesregierung durch Verzicht auf
Grenzrevisionen glaubhaft zu machen.

Motor der Gesellschaft

Alle hier genannten politischen Auf­
gaben und Anliegen der Gewerkschafts­
bewegung in der Bundesrepublik sind
bereits auf zurückliegenden Gewerk­
schaftskonferenzen und -Veranstaltun­
gen, zum Teil auf Gewerkschaftstagen
bzw. dem letzten DGB-Kongreß, for­
muliert worden. Die 6,5 Millionen Ge­
werkschafter im DGB haben in den
vergangenen Monaten und Jahren mit­
unter recht erhebliche Kräfte aufge­
boten, um — wie bei der Ablehnung
der Notstandsgesetze, der Bekämpfung
der NPD — gesteckte Ziele und ge­
faßte Beschlüsse zu verwirklichen.
Diese Kraftanstrengung hat jedoch
nicht ausgereicht, um einen spürbaren
politischen Wandel zum Besseren —
zur Demokratisierung, Abrüstung und
Verständigung — herbeizuführen.

Frieden, Demokratie und Völker­
freundschaft sind aber die Vorausset­
zungen für ein erfolgreiches Wirken
der Gewerkschaften in der Gesellschaft.
Positive Veränderungen in der Wirt­
schaft, Erfolge in der Sozialpolitik und
Verbesserungen im Tarifwesen mit
dem Ziel, die gesellschaftliche Posi­
tion der Arbeitnehmer zu stärken und
ihren sozialen Standard zu heben,
sind ohne die genannten politischen
Voraussetzungen illusorisch. Darum
entspricht es der politischen Verant­
wortung und Rolle der Gewerkschaf­
ten, in Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Gewerkschaftskongresse des
Jahres 1968 zu diesen Fragen einen
klaren Arbeitnehmerstandpunkt zu be­
ziehen und um seine Durchsetzung in
der Tagespolitik zu kämpfen.

Gerd Siebert

Dritte internationale Automationstagung

Im Zuge der Automatisierung und
Rationalisierung übernehmen immer
mehr Computer Arbeiten in den tech­
nischen und kaufmännischen Büros.
Sie ersetzen Buchhalter und Konten-
führer, technische Zeichner, Statiker
oder Arbeitsvorbereiter und machen
aus Abteilungsleitern Sachbearbeiter.

Vom 5. bis 8. März wird sich die
3. Internationale Automationstagung
der IG Metall, die unter dem Thema
„Computer und Angestellte" steht, mit
den Auswirkungen der modernen
Technik im Büro beschäftigen. An die­

ser Tagung in Oberhausen nehmen
Wissenschaftler, Politiker, Regierungs­
beamte und Gewerkschafter aus 25
Ländern teil. Die IG Metall wird mit
dieser Veranstaltung erneut einen
wichtigen Beitrag zur Lösung der Pro­
bleme leisten, die im Zusammenhang
mit der modernen Technik von den
Gewerkschaften gelöst werden müs­
sen, wenn sich Automatisierung und
Rationalisierung nicht zum Fluch, son­
dern zum sozialen Fortschritt der ar­
beitenden Menschen auswirken sollen.

PI.
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„Aufschwung nach Maß“ — wessen Maß?

Arbeitnehmer Opfer profitorientierter Wirtschaftspolitik

Wie ist die augenblickliche Wirtschaftslage?

Seit Wochen berichtet die Tagespresse vom beginnenden Aufschwung in der
Wirtschaft. Schon wird eifrig spekuliert, wie rasch die Gewinne steigen werden.
Der „Industriekurier", dessen Leserschaft sich — nach eigenen Angaben — zu
84 Prozent aus „Mitgliedern von Unternehmensleitungen mit Entscheidungs­
befugnis" zusammensetzt, schätzt die Aussichten in dieser Hinsicht in der Aus­
gabe vom 9. Januar 1968 außerordentlich günstig ein. 1968, so heißt es, „dürfte
nach unserer Ansicht eine Gewinnsteigerung von 10 bis 15 Prozent durchaus
erzielbar sein. Am stärksten werden wohl die Gewinne in den ersten sechs
Monaten dieses Jahres steigen — wahrscheinlich um nicht weniger als 20 Pro­
zent."

Für die Unternehmer geht es nun also
wieder aufwärts. Der Maßstab hierfür
ist für sie ausschließlich die Bewegung
der Profite. Wesentlich anders sehen
dagegen die Perspektiven der voraus­
gesagten konjunkturellen Belebung für
die Arbeiter und Angestellten aus.
Ende 1967 registrierte die Bundes­
anstalt für Arbeitsvermittlung und
Arbeitslosenversicherung 526 000 Ar­
beitssuchende. Das waren 154000 mehr
als Ende 1966. Anton Sabel, Präsident
dieser Anstalt, erklärte dazu, auch der
Januar und der Februar würden noch
Kummer machen und im Sommer sei
ebenfalls keine wesentliche Unter-
schreitung der vorjährigen Arbeits­
losenzahlen zu erwarten.

Die weitere Zunahme der Arbeits­
losigkeit gegenüber dem gleichen Vor­
jahrsstichtag ist dabei keineswegs auf
besonders negative saisonale Einflüsse
wie hohe Kältegrade zurückzuführen
gewesen. Das ergibt sich ziemlich ein­
deutig aus der Tatsache, daß die Zahl
der arbeitslosen Bauarbeiter kaum
höher als vor Jahresfrist war. Viel­
mehr wird sich auch künftig zeigen,
daß der zu erwartende — allerdings
sicher nicht sehr stürmische — Auf­
schwung wohl für hohe Gewinne sor­
gen, aber gleichzeitig die hohe Ar­
beitslosigkeit nicht beenden wird.

Das Deutsche Institut für Wirtschafts­
forschung in West-Berlin gibt, unter
Hinweis auf die zu erwartenden hohen
Produktivitätsfortschritte und die an­
haltenden strukturellen Verschiebun­
gen, die Prognose, daß die Industrie
bis weit über die Anfangsphase der
konjunkturellen Wiederbelebung hin­
aus als Konkurrent auf dem Arbeits­
markt ausfallen oder doch kaum in
Erscheinung treten wird.

Selbst wenn also nun die „Talsohle"
der Krise durchschritten sein sollte, so
treten jetzt die Nachwirkungen in Er­
scheinung, die der Sachverständigen­
rat zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung in seinem
Gutachten vom Ende November 1967
nannte und von denen er sagte, daß
sie „in konservativen Kreisen sehr
positiv, anderenorts aber negativ be­
wertet werden:

■ eine nachhaltige Besserung der
Disziplin am Arbeitsplatz — auch
als Rückkehr zu überholten For­
men der Menschenführung gedeutet;

■ ein nachhaltiger Rückgang der Fehl­
zeiten und Krankenstände — auch
als Zeichen der Vernachlässigung
der Gesundheit aus Sorge um den
Arbeitsplatz angesehen;

■ eine Einengung des lohnpolitischen
Aktionsraums der Gewerkschaften,
die die einen für nachhaltig und
andere nur für einen sehr kurz­
fristigen Aktionsstau halten."

Die Sachverständigen geben übrigens
den „konservativen" Kreisen zu be­
denken, „mehr Sicherheit" für die ab­
hängigen Lohnarbeiter könne „ihre
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Wirtschaftsbericht:

Unternehmergewinne vorrangig

Mit dem ersten Jahreswirtschaftsbe­
richt für 1968, der Ende Januar dem
Bundestag vorgelegt wurde, versucht
die Bundesregierung Leitlinien für die
Lohnpolitik zu setzen. Der Wirtschafts­
bericht billigt den Arbeitnehmern nur
eine Zunahme des Stundenlohnes um
durchschnittlich 4 bis 5 Prozent zu. We­
niger würden den angestrebten Auf­
schwung verlangsamen, aber mehr
würden die „Gewinn- und Investitions­
entwicklung gefährden". Die Zunahme
der Unternehmergewinne wird für 1968
mit 12 Prozent veranschlagt und für
notwendig erklärt, weil sonst die Un­
ternehmer nicht genügend an Investie­
rungen interessiert seien und als Folge
solchen Verhaltens das Wirtschafts­
wachstum gefährdet werde.

Das ist also — regierungsamtlich für
rechtens erklärt — Moral und Motor
der kapitalistischen Wirtschaft: Erst
kommen die Profite und dann die Löhne,
denn von der Höhe der Profite hängt
die Investitionslaune der Unternehmer
ab. Und diese wiederum entscheidet
angeblich, ob es in der Wirtschaft auf­
wärts oder abwärts geht.

Zustimmung zu dem System, in dem
wir leben", verstärken. Aber das
scheint diese Kreise in der Bundes­
republik gegenwärtig wenig zu inter­
essieren. Sie halten es mehr mit dem
sozialdemokratischen Wirtschaftsmini­
ster, der schon vor fast einem Jahr,
angesichts von 600 000 Arbeitssuchen­
den gegenüber der Bild-Zeitung be­
merkte: „Die Arbeitslosen hauen uns
nicht um."

Es wird sich erweisen, daß auch in die­
sem Jahr die Gewerkschaften lohn­
politisch vor schwierigen Aufgaben
stehen. Die Lohnverluste, die in der
Krise eingetreten sind, können nur
aufgeholt und neue soziale Verbesse­
rungen erreicht werden, wenn die
ganze Kraft der gewerkschaftlichen
Organisation mobilisiert und einge­
setzt wird. Notwendig wird dabei sein,
daß die Gewerkschaften der „konzer­
tierten Aktion" als Mittel zur Dämp­
fung gewerkschaftlicher Aktivität eine
Absage erteilen.

Zyklische Wirtschaftskrisen, das sagt
schon ihr Name, machen eines Tages
dem neuen Aufschwung Platz. Es muß
jetzt das oberste wirtschaftspolitische
Ziel der Bundesregierung sein, durch
entsprechende planerische Maßnahmen
tatsächliche Vollbeschäftigung anzu­
streben und zu sichern. Aber sie scheint
nicht das Ziel Schillerscher Wirt­
schaftspolitik zu sein, obgleich sie in
offiziellen Reden immer wieder be­
schworen wird. Die bisherige Praktik
der Investitionsspritzen, Subventionen
und Steuererleichterungen für die Un­
ternehmer, bei gleichzeitiger Belastung
der Arbeitnehmer, zielt vielmehr da­
hin, die Voraussetzungen für hohe Pro­
fitgarantien zu schaffen, die Unterneh­
mer bei Investitionslaune zu halten
und auf diese Weise die Wirtschaft
zu stimulieren. Wenn dabei ein hoher
Beschäftigungsgrad herauskommt, der
dann Vollbeschäftigung genannt wird,
so ist dieser nur zeitweilig und
im übrigen nicht das Ergebnis eines
auf die Schaffung der Vollbeschäfti­
gung gerichteten Konzepts; diese
„Vollbeschäftigung" ist praktisch das
Abfallprodukt der auf Profitsicherung
gerichteten Maßnahmen. Es geht aber
darum, endlich einmal statt des Pro­
fits die Sicherheit des Arbeitsplatzes
und den Menschen in den Mittelpunkt
der wirtschaftspolitischen Aktivität zu
rücken. Das sollte man zumindest vom
sozialdemokratischen Wirtschaftsmini­
ster Schiller erwarten dürfen.

Es ist wichtig, diesen prinzipiellen Un­
terschied in der Anlage der Wirt­
schaftspolitik imAuge zu behalten und
insbesondere bei gewerkschaftlichen
Entscheidungen und Forderungen zu
berücksichtigen. Solange die Profit­
orientierung im Mittelpunkt der Wirt­
schaftsförderung bleibt, wird der neue
Aufschwung —weil nicht von Dauer —
auch nicht nach dem Maß der Arbeit­
nehmer sein. Horst Dreyer
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Strukturpolitik drüben

Planung und Wirtschaftsführung in der DDR
Eine Serie von Dr. Karl-Heinz Arnold (II)

Strukturpolitik — das ist keineswegs ein Modewort. In diesem Begriff stecken
die Wandlungen, denen die Volkswirtschaften hochentwickelter Industrieländer
im Zeichen der wissenschaftlich-technischen Revolution unterworfen sind. Unter­
worfen deshalb, weil es sich um objektiv bedingte, von ökonomischen Gesetz­
mäßigkeiten bestimmte Wandlungsprozesse handelt. Doch die Gliedening der
Wirtschaft, die Entwicklung ihrer Zweige nach bestimmten Schwerpunkten ver­
langt zugleich weitgehende und tiefgreifende Entscheidungen, die Inhalt der
Strukturpolitik sind.

Durch wen und in wessen Interesse
diese Entscheidungen für die Wirt­
schaft von morgen getroffen werden,
hängt von der Gesellschaftsordnung
ab. Im kapitalistischen Staat erfolgen
die Strukturveränderungen auf der
Linie des Konzernprofits, wobei sich
der Staat mit den mächtigsten Wirt­
schaftsgruppen arrangiert und letztlich
in ihrem Interesse bestimmte „Ord­
nungsfunktionen" ausübt. Im soziali­
stischen Staat werden die planwirt­
schaftlichen Entscheidungen unter dem
Gesichtspunkt getroffen, eine mög­
lichst hohe Zunahme des Nationalein­
kommens (Nettosozialprodukt) zu er­
reichen.

Strukturpolitik 1968 — von welchen
Tendenzen ist sie in der DDR gekenn­
zeichnet? Das von der Volkskammer
verabschiedete Gesetz über den Volks­
wirtschaftsplan gibt darüber Auskunft.
Es entstand auf der Grundlage ein­
gehender Diskussionen in den Betrie­
ben, die ihre Planvorschläge ausarbei­
teten. Bis in die Gewerkschaftsgruppen
(zumeist die Meisterbereiche) gingen
diese Aussprachen, die zu zahllosen
nützlichen Vorschlägen und oft sehr
kritischen Hinweisen auf notwendige
Änderungen in Technologie, Arbeits­
organisation sowie für den Einsatz
neuer Technik führten. Dieses Gesetz
ist also unter wesentlicher Mitbestim­
mung der Gewerkschaften zustande
gekommen. Sie wurden nicht zuletzt
auch in den Ausschüssen der Volks­
kammer aktiv. Dem Plan liegen Ana­
lysen und prognostische Berechnungen
der Staatlichen Plankommission sowie
wissenschaftlicher Institutionen zu­
grunde.

Die Tendenz geht dahin, eine Reihe
von Wirtschaftszweigen und Haupt­
erzeugnissen besonders stark zu ent­
wickeln, die im Zuge der wissen­
schaftlich-technischen Revolution (also
für den wissenschaftlich - technischen
Fortschritt und eine entsprechende Mo­
dernisierung der Industrie) sowie für
Binnenmarkt und Export ausschlag­
gebend sind. Dazu gehören Mikroelek­
tronik, Datenverarbeitung, Meß-, Steu­
er- und Nachrichtentechnik, wissen­
schaftlicher Gerätebau, die Produktion
von Plasten (Kunststoffen), syntheti­
schen Fasern und agrochemischen Er­
zeugnissen (speziell Düngemittel) so­
wie die 2. Verarbeitungsstufe der Me­
tallurgie, also alles, was dort nach der

„ersten Hitze" produziert wird. Ebenso
gehören zu den Schwerpunkten die
Maschinenerzeugnisse, die für Auto­
matisierung und Rationalisierung der
eigenen Wirtschaft gebraucht sowie
lohnend exportiert werden.
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Immer häufiger werden bei uns
ganze Wirtschaftszweige und Bran­
chen von strukturellen Krisen er­
faßt: der Steinkohlenbergbau ringt
mit dem öl, in der Textilindustrie
triumphieren die Automatenstra­
ßen, neue Salzherstellungs- und
Drucktechniken revolutionieren das
Druckereigewerbe usw. Und immer
kostet ein solcher Vorgang Zehn­
tausenden und Hunderttausenden
von Arbeitnehmern Beruf, Arbeits­
platz und die soziale Sicherheit.

Wie packt man in der DDR diese
Dinge an, wie wird damit die so­
zialistische Wirtschaftsplanung fer­
tig? Diese Frage interessiert in der
Bundesrepublik immer mehr. Dr.
Karl-Heinz Arnold, stellvertreten­
der Chefredakteur der „Berliner
Zeitung“, hat sich freundlicherweise
bereit erklärt, für uns eine Artikel­
serie über die Grundlagen der Wirt­
schaftsführung in der DDR zu schrei­
ben. Wir glauben, damit unseren
Lesern Antworten auf viele dies­
bezügliche Fragen geben zu können.

D. Red.

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiim

Damit ist zugleich die Richtung ange­
deutet, in der sich die DDR-Wirtschaft
in den Jahren nach 1970 bis etwa 1980
entwickeln wird. Es ist einer der Vor­
züge der sozialistischen Planwirtschaft
und ihr eigentlicher Sinn, daß sie Ent­
scheidungen auf weite Sicht im g e -
samtgesellschaftlichen In­
teresse ermöglicht. In diesem Zeichen
wird die künftige Wirtschaftsstruktur
der DDR charakterisiert sein durch zu­
nehmende Mechanisierung und Auto­
matisierung vieler Produktionspro­
zesse in ganzen Betrieben, ja Indu­
striezweigen; durch den umfassenden
Einsatz der elektronischen Datenver­
arbeitung, was einen entsprechenden
Ausbau der „Computer-Industrie" vor­

aussetzt; durch die wachsende Chemi­
sierung der Volkswirtschaft (also das
verstärkte Eindringen von Chemie­
produkten und chemischen Verfahren
in andere Wirtschaftszweige), damit
verbunden der Einsatz neuer hoch­
beanspruchbarer Werkstoffe; schließ­
lich die friedliche Nutzung der Atom­
energie, vor allem durch den Bau wei­
terer Kernkraftwerke.

So rechnet man bereits heute damit,
daß 1980 in der DDR mindestens
100 000 bis 120 000 Beschäftigte in der
Herstellung, der Einsatzvorbereitung
und beim Einsatz von Datenverarbei­
tungsanlagen tätig sein werden. Das
entspricht der gegenwärtigen Beschäf­
tigtenzahl in der Braunkohlenindustrie.
Ebenso wird es bereits heute als not­
wendig erachtet, daß mindestens jeder
vierte der gegenwärtigen Schulanfän­
ger ein Hoch- oder Fachschulstudium
aufnehmen sollte, damit die voraus­
sehbaren Aufgaben gemeistert werden
können. Entsprechende Schritte werden
bereits eingeleitet bzw. vorbereitet.

Ein Teil weit vorausschauender Ent­
scheidungen für die künftige Wirt­
schafts- und Gesellschaftsstruktur wird
in der DDR schon jetzt in die Lösung
der aktuellen Jahresprobleme einbe­
zogen. Dazu zählt beispielsweise das
planmäßige Forcieren der Erdölver­
arbeitung. Sie betrug 1964 reichlich
vier Millionen Tonnen. Sie wird 1968
auf mehr als 8 Millionen Tonnen ge­
steigert und nimmt weiter zu. Darüber
wurde im vorigen Jahr ein Regierungs­
abkommen mit der Sowjetunion unter­
zeichnet, das sich auf einen Zeitraum
von fast 20 Jahren erstreckt.

Das sind Beispiele einer Strukturpoli­
tik, die frei von profitsüchtigen Grup­
peninteressen ist. Ich habe eine Reihe
solcher Beispiele erwähnt, weil — wie
mir scheint — die Mehrzahl der Bun­
desbürger auch über die vorausschau­
ende Wirtschaftspolitik der DDR denk­
bar wenig informiert ist. Tatsächlich
vollzieht sich in der DDR eine „Mo­
dellierung" der Wirtschaft auf lange
Sicht, konkretisiert in den jeweiligen
Jahresplänen. Dabei handelt es sich
um die Grundlinien, also nidit um das
Regeln vieler Einzelheiten. Hier ent­
scheiden die Betriebe selbständig im
Rahmen des Plans, der die gesamt­
wirtschaftlichen Proportionen in weni­
gen Eckzahlen festlegt und vor allem
auf den Zuwachs an Nettosozialpro­
dukt orientiert.

Eine volkswirtschaftlich sinnvolle, ge­
sellschaftlich nützliche und auf den
wissenschaftlich-technischen Fortschritt
ausgerichtete Entwicklung der Indu­
strie- und Wirtschaftszweige: Das be­
deutet Strukturpolitik in der DDR. Da­
zu gehört eine zunehmende Automati­
sierung. Der Leser in der Bundesrepu­
blik, der die Konzernpraktiken auf
diesem Gebiet und wahrscheinlich man­
che „Rationalisierungseffekte" selbst
kennt, wird mit Recht fragen: Wie
machen sie's denn in der DDR? Mein
nächster Beitrag wird darauf eingehen.
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Tauziehen um den Rheinstahlplan

Montanlconzerne fordern Profitgarantie vom Steuerzahler
Nur eine gerechte Lösung: Bergbau in Gemeineigentum!

Auch im elften Jahr der Kohlenkrise zeichnen sich noch immer keine Ansätze
für die längst überfällige Neuordnung im westdeutschen Steinkohlenbergbau ab.
Selbst die mit soviel Vorschußlorbeeren bedachte Regierung Kiesinger/Brandt
hat es bisher nicht geschafft, in den Steinkohlenrevieren wenigstens eine Re­
organisation der Untemehmensform durchzusetzen. Nadi wie vor steht der von
Bundeswirtsdiaftsminister Schiller unterbreitete Plan, in Anlehnung an die Vor­
schläge des sogenannten Rheinstahlkreises eine einheitliche Betriebsführungs­
gesellschaft auf privatkapitalistischer Grundlage zu bilden, lediglich auf dem
Papier.

Wenn der anläßlich der letzten Ener­
giedebatte im Bundestag verkündete
„Neuordnungs"-Plan der Regierung,
der ursprünglich schon bis zum Jahres­
ende 1967 realisiert werden sollte, noch
immer seiner Verwirklichung harrt, so
gibt es dafür im wesentlichen zwei
Gründe. Einmal zeigt das Bonner Ka­
binett selbst herzlich wenig Bereit­
schaft, gegen den Willen der Großak­
tionäre eine einheitliche Bergbauge­
sellschaft zu erzwingen, was nur ein­
mal mehr beweist, wessen Interessen
in diesem Staat allein zählen. Zum
andern sind es die unterschiedlichen
Konzemstandpunkte und -belange, an
denen die Realisierung des Rheinstahl­
planes, der sich im Prinzip mit den
Vorstellungen der Bundesregierung
deckt, bisher gescheitert ist.

Nun ist aber auch die Bergbaukonzep­
tion der Regierung, für die Prof. Schil­
ler fast ein Jahr brauchte, völlig un­
diskutabel, weil sie sich nicht an den
volkswirtschaftlichen und sozialen Er­
fordernissen orientiert, sondern aus­
schließlich die Interessen von Konzer­
nen und Großunternehmen berücksich­
tigt und letzten Endes auf eine
Forcierung des Gesundschrumpfungs­
prozesses hinausläuft, von dem sich
die Großaktionäre weitere Milliarden­
einnahmen versprechen.

Diese Feststellungen werden insbeson­
dere durch die Tatsache erhärtet, daß
man in der Bundesregierung mit aus­
drücklicher Zustimmung der sozialde­
mokratischen Minister übereinkam,
alle Neuordnungsvorschläge der IG
Bergbau und Energie zu verwerfen und
dafür entsprechend dem Rheinstahl­
plan der großen Montankonzerne eine
einheitliche Betriebsführungsgesell­
schaft für den westdeutschen Bergbau
„auf privater und freiwilliger Grund­
lage" zu befürworten. Dabei soll der
Gesellschaft nach den Worten von Mi­
nister Schiller die Aufgabe zufallen,
„die Kohleproduktion auf die besten
Zechen zu konzentrieren (A-Zechen)"
und „in kürzester Frist einen General­
plan für die erforderliche Stillegung
der B-Zechen" zu erstellen.

Mit dieser Entscheidung stellte sich die
Bundesregierung auf den Standpunkt 
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der Initiatoren des Rheinstahlplanes,
zu denen unter anderen Bankier Abs,
BDI-Präsident Berg, Klöckner-Chef
Henle, DIHT-Präsident Schneider und
ATH-Chef Sohl gehören. Nun witterten
die Konzern- und Bankherren Morgen­
luft. Sie verlangten zunächst vom Bund
für die Betriebsführungsgesellschaft
die Übernahme einer Bürgschaftsga­
rantie in Höhe von 360 Millionen DM,
was bei der geforderten Laufzeit von
20 Jahren einen Pachtzins von insge­
samt 7,2 Milliarden DM ausgemacht
hätte.

Zu dieser geradezu unverschämten
Pachtzins-Forderung der Konzerne muß­
te die Bundesregierung zunächst einmal
nein sagen. Dies geschah sicherlich
nicht aus grundsätzlichen Erwägungen
heraus, sondern vermutlich aus Rück­
sicht auf die angespannte Finanzlage
des Bundes und den zu erwartenden
Einspruch anderer Interessengruppen.
Statt dessen offerierten die Minister
Schiller und Strauß dem Rheinstahl­
kreis das Angebot, für die Dauer von
10 Jahren eine Ausfallbürgschaft von
2,5 Milliarden DM zu garantieren, was
eine jährliche Gewinngarantie des Bun­
des von 250 Millionen DM bedeutet
hätte. Aber selbst dieses mehr als groß­
zügige Angebot Bonns fand bei den
Initiatoren des Rheinstahlplanes keine
Gnade. Das hatte zur Folge, daß die
zum Jahresende 1967 geplante Bildung
der Bergbau - Betriebsführungsgesell­
schaft auf unbestimmte Zeit hinaus­
geschoben werden mußte.

Inzwischen haben die Konzernherren
ihre Paditzins-Forderung um 1,4 auf
5,8 Milliarden DM reduziert, aber zu­
gleich die Zahlung einer Streckungs-
Beihilfe verlangt. Diese soll 505 DM
je Tonne betragen und für solche För­
derkapazitäten gewährt werden, die
nach Meinung der Bergbauuntemehmer
unverzüglich stillgelegt werden müß­
ten, aber aus politischen Gründen eine
Zeitlang aufrecht erhalten werden sol­
len. Um die Ausfall-Bürgschaft von
5,8 Milliarden DM sicherzustellen, hat
der Rheinstahlkreis weiter verlangt,
die Bergbau-Länder zur Zahlung des
Pachtzinses heranzuziehen. NRW-Mi­
nisterpräsident Kühn enthüllte, daß das
Land durdi den Rheinstahlplan in die
Lage kommen könne, mit einem Anteil
von 2,5 Milliarden DM an der Bürg- 

sdiafl zahlungspflichtig zu werden.
„Dann wären wir finanziell am Ende
und könnten keine einzige Schule mehr
bauen."

Was die großen Monlankonzerne mit
dem Rheinstahlplan erreichen wollen,
liegt klar auf der Hand. Sie möchten,
daß der Bund, aber audi die Länder
Nordrhein-Westfalen und Saarland
und damit letztlich die Steuerzahler,
ohne irgendein Mitbestimmungsrecht
in der Betriebsführungsgesellschaft zu
besitzen, das ganze Risiko einer längst
bankrotten privatkapitalistischen Ord­
nung im Bergbau tragen, während sie
selbst die Gewinne einzustecken ge­
denken, die ohne die Streckungsbeihilfe
290 Millionen DM pro Jahr betragen
sollen. Aber nicht genug damit! Nach
den Vorstellungen des Rheinstahlkrei­
ses sollen die Kraftwerke, Werkswoh­
nungen und Grundstücke auf keinen
Fall in die Betriebsführungsgesellschaft
mit einbezogen werden, sondern auch
weiterhin im Besitz der einzelnen Kon­
zerne verbleiben, weil man sich von
diesen äußerst lukrativen Unterneh­
menssparten einen zusätzlichen Gewinn
verspricht.

Die Weigerung, Kraftwerke, Wohnun­
gen und Grundstücke unter allen Um­
ständen aus der Reorganisation auszu­
klammern, richtet sich aber auch gegen
die kleineren, nicht stahl- oder ener­
giegebundenen Gesellschaften. Diese
freien Zechen haben keine Möglichkei­
ten, Teile ihres mit dem Bergbau ver­
bundenen Vermögens auszugliedern
und es wirtschaftlich in anderen Unter­
nehmen zu verwenden. Die Folge ist,
daß die Eigentümer der freien Zechen­
gesellschaften trotz des vergleichsweise
höheren Substanzwertes ihres der Ein-
heitsgesellschaft zu übertragenden Ver­
mögens gegenüber den Konzernen
benachteiligt wären, da alle Altbesitzer
den gleichen Pachtzins erhalten sollen.
Das erklärt auch, warum hinter dem
Rheinstahlplan nur etwa 60 Prozent
der gegenwärtigen Bergbaukapazitä­
ten stehen. Um dennoch eine einheit­
liche Haltung aller Gesellschaften zu
erreichen, hat der Unternehmensver­
band Ruhrbergbau seine Mitglieds­
unternehmen in ziemlich einseitiger
Form über den Stand der Verhandlun­
gen zur Bildung einer Betriebsfüh­
rungsgesellschaft unterrichtet. Die IG
Bergbau und Energie sieht darin den
Versuch, „die bisher nicht beteiligten
Zechengesellschaften auf den Rhein­
stahlplan festzulegen".

Der Rheinstahlplan stößt bei den Funk­
tionären der IGBE auf wachsenden
Widerstand, nicht zuletzt auch deshalb,
weil sie befürchten, daß sich die Be-
tniebsführungsgesellschaft zu einem
Instrument des Zechenslerbens ent­
wickelt. Nadi Meinung der Gewerk­
schafter geht der Rheinstahlplan von
einer Jahresförderung von 77 Millio­
nen Tonnen Kohle aus, auf die der
Bergbau sidi in den nächsten fünf
Jahren „gesundschrumpfen" soll. Auf
Grund der vorliegenden Informationen
würde das bedeuten, die Kohleförde­
rung an der Ruhr im ersten Jahr nach



Fragwürdiges Steuersystem

Der Staat gibt „zinslose Kredite" an Unternehmer
Alle indirekten Steuern zahlt der Verbraucher

In dem volkswirtschaftlichen Pressedienst der SPD setzt sich Rudi Dux kritisch
mit der in unserem Steuersystem praktizierten indirekten Besteuerung der Ver­
braucher auseinander. Dabei bezieht er sich auf ein Gutachten des wissenschaft­
lichen Beirates beim Bundesfinanzministerium, das sich dafür ausspricht, die
Verlagerung der Steuerlast auf den Endverbraucher durch indirekte Steuern
einzuschränken. Dieses Gutachten ist übrigens aus durchsichtigen Gründen auf
den starken Widerspruch der Unternehmer gestoßen.

Inkrafttreten des Planes um 16 Millio­
nen Tonnen zu reduzieren und in. den
beiden folgenden Jahren um je zehn
Millionen Tonnen. In zwei weiteren
Jahren sollen dann je fünf Millionen
Tonnen Förderkapazitäten stillgelegt
und die Kohleförderung so auf die
dann noch verbleibenden Schachtanla­
gen verteilt werden, daß deren Kapazi­
tät voll ausgelastel werden kann.

Es sind vor allem die Betriebsräte, die
sich energisch dagegen wehren, daß
als Folge des Rheinstahlplanes die
Arbeitsplätze von rund 140 000 Berg­
arbeitern dem Streben der Konzerne
nach Maximalprofiten geopfert werden
sollen. So erklärte der Belriebsratsvor-
sitzende der Zeche „Recklinghausen", i
Helmut Marmulla, Bundeswirtschafts- |
minister Schiller solle sich ins Stamm- '
buch schreiben, daß die Rheinstahl- ;
lösung für die Funktionäre und Mit­
glieder derlGBE nicht in Frage kommt. ,
„Die Konzernbosse kassieren unsere
Steuergelder in Höhe von fünf Milli- ,
arden DM und werden dann eine Zeche
nach der anderen stillegen. Die Stahl­
seile, die diesen Plan inspiriert hat, !
versucht mit einer Raffinesse ohneglei- ,
chen, die Öffentlichkeit über ihre wah- ,
ren Beweggründe zu täuschen", fuhr
Marmulla fort. Die Rheinstahlleute
hätten jedoch die Rechnung ohne den
Wirt gemacht. D.e Betriebsräte der
Zechen im Ruhrgebiet würden nicht
tatenlos zusehen, wie dem Bergbau
nach den Vorstellungen des Rheinstahl- j
kreises eine Beerdigung dritter Klasse
bereitet werde.

Zahlreiche SPD - Landtagsabgeordnete j
haben sich inzwischen der Krittik der i
Zechenbetriebsräte angeschlossen. So ,
haben die vier sozialdemokratischen |
Landtagsabgeordneten des Stadt- und ,
Landkreises Recklinghausen, Heinrich ■
Pardon, Heinz Netta, Franz Knauscher
und Karl Steinhardt, den Rheinstahl­
plan entschieden abgelehnt.

Nachdem die Konzernherren nun einen
weiteren Beweis dafür geleistet haben,
daß sie unfähig sind, mit der Kohlen­
krise fertig zu werden, sollte es jetzt
die Aufgabe der IGBE sein, bei den
Regierungen in Bonn und Düsseldorf
auf die Realisierung ihrer Neuord­
nungsvorschläge zu drängen. Gestützt
auf die Gewerkschaftssatzung müßte
man dabei die Forderung nach Über­
führung des Bergbaus in Gemeineigen­
tum erheben, zumal der Vorschlag von
Walter Arendt, eine Bergbau-Einheits-
gesellschafl auf privalwirtschaftlicher
Grundlage zu bilden, an den Ursachen
der Kohlenkrise ohnehin nichts we­
sentliches ändern wird.

Wenn die letzte große Chance für die
Kohle und damit auch für die Erhaltung
der Arbeitsplätze der Bergarbeiter nicht
vertan werden soll, muß die IGBE
endlich aktiv werden und konsequent
dafür einlreten, daß entsprechend der
Verfassung von Nordrhein-Westfalen
die Überführung des Steinkohlenberg­
baus mitsamt den Kraftwerken, Woh­
nungen und Grundstücken in Gemein­
eigentum erfolgt. G. B.

In dem Artikel von Dux, der durch
die Einführung der Mehrwertsteuer
und die dabei angewandten Praktiken
besondere Aktualität bekommt, heißt
es u. a.:

„Es ist eine Binsenwahrheit, daß die
indirekten Steuern —und zwar gleich­
gültig, ob es sich um die Mehrphasen­
umsatzsteuer oder die jetzige Mehr­
wertsteuer, um Umsatzausgleichsabga­
ben, Abschöpfungen bei der Einfuhr
oder um Zölle handelt — ausschließ­
lich vom Verbraucher im Endver­
brauchspreis bezahlt werden. Aber
ebenso sind auch die Sozialbeiträge
der Arbeitgeber, seine freiwilligen So­
zialleistungen, Lastenausgleichsabga­
ben usw. gesetzlicher Bestandteil die­
ser Endverbraucherpreise. Und viele
Aufwendungen, die unter der Rubrik
sozialer oder steuerlicher Belastung in
der Kostenkalkulation stehen, sind in
Wahrheit Ertragsbestandteile. Das ist
dem Gesetzgeber wohl bewußt, wenn
auch nicht dem Verbraucher, der sie
aufzubringen hat.

Der Gesetzgeber hat z. B. erlaubt, die
steuerbefreiten Rücklagen für den La­
stenausgleich, die über die Verbrau­
cherpreise aufgebracht werden, in
gleichfalls steuerfreie Gratisaktien der
Unternehmenseigner umzuwandeln. Er
gestattet, daß sich die steuerbegün­
stigten Rückstellungen für Pensionen
und andere betriebliche Sozialverpflich-
lungen, die ebenfalls die Verbraucher
über die Preise aufbringen, im Laufe
der Bilanzjahre aus angeblichen Fremd­
mitteln über Amortisation und Ver­
zinsung in zusätzliches Eigenkapital
verwandeln. Und auch die korrekt ab­
geführten Einnahmen an indirekten
Steuern sind zumindest zeitweise und
bis zu ihrer Abführung an das Finanz­
amt zinsfreie Kredite der öffentlichen
Hand an die Unternehmer.

Selbst wenn man also nicht das ...
schlechte Beispiel der überhöhten Prei­
se aus den angeblichen Wirkungen der
Mehrwertsteuer zum Anlaß der Be­
trachtung nimmt, ist ein überdenken
notwendig. Die am Ertrag ihrer Un­
ternehmen orientierten und vom Staat
zum Steuereinnehmer erhobenen Be­
triebsinhaber empfinden diese Funk­
tion nicht als eine Hoheitsaufgabe,
sondern halten die Ablieferung der
Steuer obendrein für eine Schmäle­
rung ihres Ertrages. Es ist fast natür­

lich, daß sie sich bemühen, davon so
viel als möglich für sich selbst zu be­
halten ...

Für unsere gesellschaftliche Ordnung
ist es bezeichnend, daß wir den Un­
ternehmer allein schon aus der Wahl
seines Geschäftszweiges her für prä­
destiniert halten, auch ohne Befähi-
gungs- und Ehrlichkeitsnachweis, wenn
auch unbesoldet, die Hoheitsfunktion
eines Steuereinnehmers zu überneh­
men ... Deshalb wäre es auch heute
besser, die Aufgabe der Staatsfinan­
zierung den dafür vorgesehenen staat­
lichen Instanzen und im Wege der
direkten Besteuerung nach der Lei­
stungsfähigkeit zu überlassen.“

Zuzusetzen wäre diesen Feststellungen
noch, daß auch die Bundesregierung
ein begreifliches Interesse daran hat,
ihren Staatshaushalt durch indirekte
Steuern aufzufüllen, um damit zu ver­
schleiern, was sie dem Staatsbürger
aus seinem Einkommen abknöpft. Bei
aller Kritik daran, daß die Einführung
der Mehrwertsteuer vielfach zu unbe­
rechtigten Preiserhöhungen benutzt
wird, darf man nicht übersehen, daß es
der Bundesregierung gelungen ist, den
Unmut über die neuen Steuerbelastun­
gen auf jene abzulenken, die als „Steu­
ereinnehmer" für den Staat fungieren:
Nicht die Regierung hat Schuld, son­
dern der Frisör. Die Tatsache aber,
daß die Koalitionsregierung 8 Milliar­
den DM mehr Umsatzsteuer in ihrer
mittelfristigen Finanzplanung einkal­
kuliert hat, verschweigt sie. -ger
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OTV fordert 13. Monatseinkommen

Ein 13. Monatseinkommen für die 1,6
Millionen Arbeiter und Angestellten
des öffentlichen Dienstes und die Er­
höhung der Sozialzuschläge für die
Arbeiter fordert die Gewerkschaft Öf­
fentliche Dienste, Transport und Ver­
kehr. Bei Abschluß des Tarifkonflikts
im öffentlichen Dienst Anfang Dezem­
ber 1967 war zwischen der Gewerk­
schaft und den staatlichen Arbeitgebern
vereinbart worden, bis zum Sommer
1968 ein Abkommen über die Erhöhung
der Sozialzuschläge auszuhandeln. Die­
se Verhandlungen werden vermutlich
im März beginnen.
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Die Arbeitswerttheorie von Marx

Was gibt der Ware ihren Wert? Die Rolle des Geldes

Verteilung des Geldes und Konkurrenzkampf

In der kapitalistischen Gesellschaft wird die Masse der Arbeitsprodukte als
Waren produziert. Waren sind Arbeitsprodukte, die zum Zwecke des Tau­
sches bzw. Verkaufes produziert werden und nicht für den persönlichen
Bedarf des Produzenten oder eines Kollektivs von Produzenten. Die moderne
kapitalistische Ökonomie besteht aus einem komplizierten Netz von Tausch­
beziehungen. Hunderttausende von verschiedenen Warenarten müssen in der
Gesellschaft in solchen quantitativen Proportionen produziert werden, daß An­
gebot und Nachfrage immer wieder in Übereinstimmung gebracht werden. Um
zu verstehen, wie dieses komplizierte System funktioniert und geregelt wird,
müssen wir zunächst das einfache Tauschverhältnis untersuchen, so, wie es
bereits vor mehreren tausend Jahren entstanden ist.

Wenn Arbeitsprodukte als Waren aus­
getauscht werden, liegt diesem Aus­
tausch ein bestimmtes Produktions­
verhältnis zugrunde. Das Produktions­
verhältnis der Warenproduktion ist
durch gesellschaftliche Arbeitsteilung
und durch das private Eigentum an
den Produktionsmitteln charakterisiert.
Der einzelne Produzent produziert
seine Arbeitsprodukte privat, unab­
hängig von den anderen und hat da­
her die eigentumsmäßige Verfügung
über dieses Arbeitsprodukte, d. h.
kann es tauschen oder verkaufen (Pri­
vateigentum). Er produziert aber
gleichzeitig für andere und ist auf die
Produktion anderer angewiesen, um
leben zu können (Arbeitsteilung). Das
ist der sogenannte Grundwiderspruch
der privaten Warenproduktion.

Die einfache Form der Warenproduk­
tion, wie sie historisch entstanden ist,
kann man beispielsweise so charakte­
risieren: Eine Familie produziert mehr
Vieh, als sie selbst benötigt, aber we­
niger Getreide, als für ihre Versor­
gung und die Fütterung des Viehs not­
wendig ist. Eine zweite Familie pro­
duziert mehr Getreide, aber weniger
Vieh, als sie benötigt. Beide Familien
tauschen ihre Überschüsse gegenseitig
aus, um ihre Lebensbedürfnisse besser
befriedigen zu können. Diesen Aus­
tausch bezeichnen wir als Natural­
tausch der Waren, W — W, eine Ware
tauscht sich gegen eine andere Ware.

Ausgetauscht werden nur Waren mit
verschiedenem Gebrauchswert,
d. h. mit unterschiedlicher Nützlich­
keit. Getreide wird niemand gegen
Getreide derselben Art und Qualität
austauschen. Wieviel Stüde Vieh je­
doch werden gegen wieviel Sack Ge­
treide eingetauscht? Die Grundlage,
daß sich so verschiedene Dinge wie
Vieh und Getreide überhaupt verglei­
chen und messen können, ist der Wert
der Waren. Wieviel Getreide aber ist
ein Stück Vieh „wert" und umgekehrt?
Es gibt offenbar nur ein Maß für das
Vergleichen der verschiedensten Ge­
brauchswerte, das ist die Menge der
Arbeit, die die Warenproduzenten für
die Herstellung eines bestimmten
Quantums eines Gebrauchswertes be­
nötigen.
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Die Arbeit, die Waren produziert, hat
daher einen doppelten Charakter. Sie
ist einerseits konkrete Arbeit, d. h.,
sie schafft ein Produkt mit bestimmten
Gebrauchseigenschaften. Sie ist ande­
rerseits allgemeine Arbeit oder ab­
strakte Arbeit, d. h., sie schafft den
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Zweite Folge:

Marxismus
leicht gemacht
Von Dr. Heiner Wilms

(Siehe auch Heft 1/1968: „Die ökono­
mische Lehre von Karl Marx")

Wert der Ware, macht die unterschied­
lichen Gebrauchswerte vergleichbar
und damit austauschbar.

Wert ist also Arbeit. Aber nicht jede
Arbeit schafft Wert, sondern nur die­
jenige Arbeit, die unter den Produk­
tionsverhältnissen der Warenproduk­
tion Arbeitsprodukte für den Tausch
oder Verkauf produziert, die daher
sowohl konkrete als auch abstrakte
Arbeit ist. Abstrakte Arbeit ist also
Arbeit, die privat verausgabt wird,
aber für andere, also für die waren­
produzierende Gesellschaft, bestimmt
ist.

Die Größe des Wertes einer Ware
wird bestimmt durch die Menge an
Arbeit, gemessen in Zeit, die zur Her­
stellung einer bestimmten Ware not­
wendig ist. Natürlich produziert nicht
der Faulste den größten Wert, sondern
es gilt nur die auf einer gegebenen
Stufe der Entwicklung der Produktiv­
kräfte im gesellschaftlichen Durch­
schnitt notwendige Arbeit als wert­
bildende Arbeit. Genauso gilt kom­
plizierte oder gelernte Arbeit, im Ver­
gleich zur ungelernten, als multipli­
zierte einfache Arbeit, d. h., sie schafft
in der gleichen Zeit einen größeren 

Wert, entsprechend ihrem höheren
Qüalifikationsgrad. Das ist z. B. die
Grundlage dafür, daß qualifizierte Ar­
beiter einen höheren Lohn erhallen als
unqualifizierte.

Das ökonomische Grundgesetz der
Warenproduktion, das den Austausch
der Waren regelt, ist das Gesetz des
Wertes. D. h., die Waren tauschen sich
im Verhältnis der in ihnen enthaltenen
Mengen an abstrakter Arbeit, oder:
Sie tauschen sich zu ihren Werten.

Wenn die Produktionsverhältnisse der
Warenproduktion sich entwickeln, d. h.
die Arbeitsteilung sich vertieft, wird
der Naturaltausch W — W unmöglich.
Jeder der vielen Warenproduzenten
produziert nur eine oder wenige Arten
von Waren. Jeder benötigt jedoch für
sein Leben Hunderte der verschieden­
sten Waren. Wie sollte ein Schuh­
macher im Mittelalter z. B. seine
Schuhe gegen ein Flaus tauschen, das
er benötigt? Soviel Schuhe, wie das
Haus wert ist, kann der Baumeister in
seinem Leben nicht gebrauchen. Der
Baumeister muß aber ebenfalls Hun­
derte von Waren erhalten, die er für
sein Leben benötigt, und kann nicht
nur von Schuhen leben.

Die gesellschaftliche Praxis schuf hier
eine Lösung. Diese Lösung ist die
Geldware. Als Geld dienten in frühen
Zuständen der Warenproduktion in
der Regel diejenigen Waren, die am
meisten ausgetauscht wurden, z. B.
Vieh, Getreide, Werkzeuge oder Me­
talle.

Geld ist eine Ware, die außer ihrem
natürlichen Gebrauchswert einen ge­
sellschaftlichen Gebrauchswert erhal­
ten hat: Sie dient als allgemeines
Äquivalent, d. h. als Tauschware für
alle anderen Waren. Jeder Waren­
besitzer muß seine Ware erst gegen
die Geldware tauschen, d. h., er muß
sie verkaufen. Mit Hilfe der Geld­
ware kann er dann alle anderen Wa­
ren kaufen, die auf dem Markt ange­
boten werden. Aus dem Naturaltausch
W — W wird die sogenannte Waren­
zirkulation W — G — W, Tausch der
Ware gegen die Geldware, Tausch der
Geldware gegen eine andere Ware.
Das Geld vermittelt den Warenaus­
tausch. Der Schuhmacher verkauft jetzt
viele Paar Schuhe, sammelt das Geld,
bezahlt damit den Baumeister, und
dieser wiederum kann für das Geld
von den verschiedensten Warenprodu­
zenten alle diejenigen Waren kaufen,
die er benötigt.

Die einzige Geldware, die heute in
der Welt existiert, ist das Gold. Das
liegt an den praktischen Eigenschaften
dieses Edelmetalls. Es verkörpert ei­
nen hohen Wert bei geringem Gewicht,
weil viel Arbeit zu seiner Produktion
aufgewandt werden muß; es'ist wert­
beständig und damit aufschatzbar, weil
es nicht verdirbt; es ist leicht teilbar
und so in Münzen prägbar. Gold ist in
der Zirkulation heute überall durch
Papierscheine ersetzt, die einen vom
Staat festgelegten Zwangskurs haben.
Der Staat legt fest, wieviel Gramm



Mifrifi spart am Mutterschaftsgeld

Bund und Arbeitgeber entziehen sich ihrer Verpflichtung

Mutterschaftsgeld wird den Krankenkassen aufgebürdet

Die im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehene Entlastung des
Bundes und der Arbeitgeber auf dem Gebiet des Mutterschaftsrechts ist ver­
wirklicht worden. Danach haben die Krankenkassen der sozialen Krankenver­
sicherung durch die Begrenzung und Pauschalierung der Zuschußverpflichtung
des Bundes auf 400 DM für jeden Leistungsfall mit folgenden Mehraufwendungen
zu rechnen, die durch Beiträge der Versicherten gedeckt werden müssen: 1968
= 50 Mill. DM, 1969 = 170 Mill. DM, 1970 = 180 Mill. DM, 1971 = 190 Mill. DM.

Gold jede Währungseinheit besitzt
(1 DM = 0,2221 Gramm Reingold).
Wenn die Papiermark nicht mehr frei
von jedem Bürger gegen Goldmark
eintauschbar ist, kann der Staat sei­
nen Finanzbedarf durch „Geldschöp­
fung" decken, d.h.die Papiermark ent­
werten. Vermehrte Papiergeldmenge
im Lande senkt automatisch den Gold­
gehalt, die Preise steigen dann, die
Währung wird entwertet. Wir nennen
das Inflation. Sie führt in den Außen­
wirtschaftsbeziehungen zum Zahlungs­
bilanzdefizit und schließlich zur not­
wendigen Abwertung, d. h. Neufest­
setzung des Goldgehaltes, der Wäh­
rung (Pfundabwertung).

Sobald das Geld als Vermittler zwi­
schen den Warenaustausch tritt, spre­
chen wir von einer Warenzirkulation.
Der Warenproduzent bringt seine Wa­
ren auf einen (in der Regel) anonymen
Markt und bietet sie zum Verkauf an.
Auf dem Markt erzielt die Ware einen
Preis. Dieser Preis ist nichts anderes
als der Geldausdruck des Wertes der
Ware, d. h., die Ware mißt ihren Wert
in einem bestimmten Quantum der
Geldware. Da alle Waren ihren Wert
in der Geldware messen, werden sie
im Preis alle untereinander vergleich­
bar.

Der Preis der Waren, d. h. heute die­
jenige Menge an Gold, gegen die sich
die Waren verkaufen lassen, schwankt
jedoch, liegt einmal über, einmal unter
dem Wert der Ware. In einer auf Pri­
vateigentum an den Produktionsmitteln
beruhenden warenproduzierenden Ge­
sellschaft kann niemand im vorhinein
sagen, wieviel Schuhe denn wirklich
gebraucht werden. Erst im Konkurrenz­
kampf um den Absatz ihrer Schuhe
auf dem Markt können die Schuhpro­
duzenten feslstellen, ob sie zuviel
oder zuwenig Schuhe produziert ha­
ben. Werden zuviel Schuhe im Ver­
hältnis zur zahlungsfähigen Nachfrage
angeboten, wird jeder versuchen,
durch Unterbieten des Preises der
Konkurrenten seine Schuhe noch zu
verkaufen. Oder umgekehrt: Werden
zuwenig Schuhe angeboten, so werden
die Käufer, um Schuhe zu erhalten,
sich gegenseitig bei der Zahlung des
Preises überbieten.

Hohe Preise für Schuhe, d. h. Tausch
der Schuhe gegen ein Quantum Gold,
dessen Wert größer ist als der Wert
der Schuhe, informieren die Waren­
produzenten, daß zuwenig Schuhe pro­
duziert worden sind. Das Privatinter­
esse wird die Schuhmacher veranlas­
sen, mehr zu produzieren und wird
neue Warenproduzenten dazu bringen,
ein Geschäft im Schuhgewerbe zu er­
öffnen. Das geht so lange, bis das An­
gebot wieder mit der Nachfrage über­
einstimmt und die Preise wieder sin­
ken.

Niedrige Preise für Schuhe dagegen
informieren die Schuhproduzenten, daß
zuviel Schuhe auf dem Markt sind, sie
müssen ihre Produktion einschränken,
oder die Schwächeren werden im Kon-

Nicht genug damit: Die Krankenkas­
sen haben darüber hinaus noch weit­
gehend die bisherige Zahlungsver­
pflichtung der Arbeitgeber zu überneh­
men. Bisher erhielten Frauen, deren
Verdienst die für die Krankenversiche­
rung maßgebende Versicherungspflicht­
grenze (jährlich 10 800 DM = monat­
lich 900 DM) bei 12 Gehältern über­
schreitet und die daher versicherungs­
frei sind, während der Schutzfristen
vor und nach der Entbindung das
Netto-Arbeitsentgelt vom Arbeitgeber.

Künftig werden diese Frauen — soweit
sie bei einem Träger der sozialen
Krankenversicherung freiwillig versi­
chert sind — ein Mutterschaftsgeld
(höchstens 25 DM täglich) von ihrer
Krankenkasse erhalten. Nur wenn der
tägliche Netto-Verdienst diesen Höchst­
betrag übersteigt, hat der Arbeitgeber
den Differenzbetrag als Zuschuß zu
zahlen. Durch diese Regelung wird der 
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kurrenzkampf ruiniert und müssen
das Gewerbe aufgeben. So wird das
Angebot eingeschränkt, bis das Gleich­
gewicht zwischen Angebot und Nach­
frage wiederhergestellt ist.

Der Wert ist also das Schwankungs­
zentrum der Preise. Es ist unter den
Bedingungen der Konkurrenz undenk­
bar, daß die Preise einer Warenart
auf die Dauer wesentlich über ihrem
Wert liegen, weil der arbeitslose Wert­
gewinn das Privatinteresse mobilisiert,
an diesem Gewinn teilzuhaben. Nur
wenn es einem Produzenten odereiner
Gruppe gelingt, ein Monopol zu bil­
den, d. h. die Konkurrenz auszuschal­
ten, ändert sich das. Doch darüber in
einem späteren Beitrag mehr.

Das Wertgesetz regelt die Vertei­
lung der Arbeit der warenproduzie­
renden Gesellschaft in solchen Propor­
tionen, daß Angebot und Nachfrage
immer wieder in Übereinstimmung
gebracht werden. Aber es regelt diese
Verteilung nach der Produktion
spontan, über den Markt. Daher
führt es zum Kampf der konkurrieren­
den Interessen der einzelnen Waren­
produzenten, zur Geldgier, zum Exi­
stenzkampf jeder gegen jeden, zum
rücksichtslosen Ruin der Schwächeren,
zur Bereicherung der Stärkeren.

Arbeitgeber weitgehend aus seiner
bisherigen Zahlungsverpflichtung ent­
lassen, wie das folgende Beispiel zeigt:

Bei einem monatlichen Brutto-Arbeits­
verdienst von 1000 DM — vermindert
um die gesetzlichen Abzüge (Lohn-
und Kirchensteuer sowie Arbeitneh­
meranteil zur Arbeitslosen- und Ren­
tenversicherung) von 230,88 DM — er­
gibt sich ein Netto-Verdienst von
796,12 DM monatlich = 25,64 täglich.
Während der Schutzfristen, die im all­
gemeinen 6 Wochen vor und 8 Wochen
nach der Entbindung betragen (14 Wo­
chen plus Entbindungstag = 99 Tage),
erhält die Versicherte 2538,36 DM.

Dieser Betrag wird wie folgt finanziert:

Zuschuß des Arbeitgebers:

99 Tage mal 0,64 DM
(25,64 DM minus 25 DM) = 63,36 DM

Leistungen der Krankenkasse:
99 Tage mal 25 = 2475 DM
Erstattung durch den Bund
400 DM = 2075,— DM

Kostenanteil des Bundes: 400,— DM 

insgesamt 2538,36 DM

Die DAG forderte zwar schon viele
Jahre u. a., daß allen erwerbstätigen
Müttern das Mutterschaftsgeld nicht
mehr vom Arbeitgeber gezahlt werden
sollte. Und der Bund war bei der No­
vellierung des Mutterschutzgesetzes im
Jahre 1965 auch verpflichtet worden,
diese gesellschaftspolitische Aufgabe
zu übernehmen. Der entsprechende
Paragraph 200d Abs. 1 lautete: „Der
Bund erstattet den Kassen die nach­
gewiesenen Aufwendungen für das
Mutterschaftsgeld nach den §§ 200a
und 200b, soweit es den Betrag von
150 Deutsche Mark für den Entbin­
dungsfall übersteigt, sowie eine Pau­
schale für Verwaltungskosten in Höhe
von 4 vom Hundert des Erstattungs­
betrages.“

Doch jetzt entzieht er sich der über­
nommenen Verpflichtung und wälzt
die Kosten auf die Versichertenge­
meinschaft der gesetzlichen Kranken­
kassen ab. Weitere Beitragserhöhun­
gen sind infolgedessen zu befürchten.

(Aus „DAG-Korrespondenz")
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Die zwei Seiten einer Medaille

Im Bewußtsein unserer Verantwortung
als Staatsbürger und Werktätige wen­
de ich mich, auch im Namen meiner
Kollegen und Freunde, an Sie mit der
Bitte, alle Möglichkeiten und Einflüsse
aui die Gewerkschaften als demokra­
tische Massenorganisation geltend zu
machen, um die geplante Notstands­
gesetzgebung zu verhindern. Ja, wir |
möchten sogar noch einen Schritt wei­
tergehen und darauf hinweisen, daß
wir als unbefangene, parteilose Bürger
zu der Feststellung gelangt sind, daß i
dreierlei Probleme des täglichen Le­
bens, welche auch in die Gewerk­
schaftsarbeit hineinragen, im unzer­
trennlichen Zusammenhang stehen:

1. Die geplante Notstandsgesetzge­
bung;

2. die seit Jahren von den Gewerk­
schaften geforderte und von den
Unternehmerverbänden sowie der
Regierung verweigerte Mitbestim­
mung;

3. die von der Regierung sowie von
den Unternehmerverbänden prak­
tizierte Alleinvertretung.

Wenn man die Alleinvertretung näher
unter die Lupe nimmt und im Zusam­
menhang mit der Weigerung nach Mit­
bestimmung sieht, kommt man zu dem
Ergebnis, daß diese Alleinvertretung
und die Kehrseite der Medaille, die
Weigerung nach Mitbestimmung, ja
nicht erst seit 1948 existiert, sondern
schon seit über hundert Jahren von
den herrschenden Kreisen geübt wird.
Auf gut deutsch gesagt, ist der Allein­
vertretungsanspruch nach außen hin
nur die Fortsetzung der schon seit
hundert Jahren praktizierten Herr-im-
Hause-Taktik der Wirtschaftskapitäne
nach innen. So ist auch die hartnäckige
Verweigerung der Mitbestimmung und
die Forderung der Unternehmerver­
bände nach der Notstandsgesetzgebung
zu verstehen. Es ergibt sich also für
die Gewerkschaften folgendes Bild:

Die Mitbestimmung und damit der so­
ziale und demokratische Fortschritt so­
wie die erfolgreiche Abwehr antidemo­
kratischer und antisozialer Maßnahmen
lassen sich nur verwirklichen, wenn
neben der geplanten Notstandsgesetz­
gebung auch der Alleinvertretungs­
anspruch fällt. Sie sind zwei Kinder
ein und desselben Erzeugers, zu dem
Zweck in die Welt gesetzt, den Fort­
schritt der Gesellschaft mit anderen
Mitteln zu verhindern.

Rein gefühlsmäßig ahnt die Bevölke­
rung schon den Zusammenhang; daher
prägte der Bundeskanzler auch die
Formel von der Anerkennungspartei,
welche als Dolchstoßlegende gedacht ;
war. Es muß deshalb gelingen, die Ge- i
werkschaften und die Bevölkerung
über diese Zusammenhänge sachlich j
und wissenschaftlich aufzuklären.

H. Kampmeier, Lage |

Von Berufsplanung keine Rede

Mit Arbeitsförderungsgesetz werden nur Pflästerchen

auf die Wunden fehlender Berufsprognostik geklebt

Vor reichlich zwei Jahren bezeichnete der heutige Bundesfinanzminister Strauß
die alarmierenden Hinweise von Wissenschaftlern auf die drohende Bildungs­
katastrophe als ein „saudummes Geschwätz", und auch der ehemalige Staats­
sekretär im Bundesarbeitsministerium, Claussen, erklärte auf der 2. Aulo-
mationstagung der IG Metall 1965 im Namen der Bundesregierung, es wäre
nicht gerechtfertigt, von einem bundesdeutschen Bildungsnotstand zu sprechen.
Daß die herrschenden Kreise in Wirtschaft und Staat heute nicht mehr einhellig
auf diesem Standpunkt stehen, offenbart u. a. der von der Bundesregierung vor­
gelegte Entwurf eines Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) Bundesdrucksache 484/
67), über dessen antisozialen Inhalt NACHRICHTEN seine Leser bereits in
Nummer 12/1967 informierte.

Der Sinneswandel der herrschenden
Kreise ist nicht etwa darin begründet,
daß mit Hilfe des AFG den Arbeitern
und Angestellten eine langfristige
existenzielle Basis ermöglicht werden
soll, sondern er ist darauf ausgerich­
tet, angesichts des mit dem wissen­
schaftlich - technischen Fortschritt ein­
hergehenden objektiv notwendigen
höheren Qualifikationsniveaus der Ar­
beitskräfte die Profite zu sichern, sich
gegenüber der internationalen Kon­
kurrenz und dort vor allem im Wett­
bewerb mit den sozialistischen Län­
dern zu behaupten. Außerdem wurde
deutlich gemacht, daß die Arbeitneh­
mer die entstehenden Kosten für die
Arbeitsförderung durch die Arbeits­
losenversicherung bei gleichzeitiger
Beschränkung der vorhandenen mini­
malen Mitbestimmungsrechte zum
größten Teil selbst tragen sollen. Der
antisoziale Charakter und die Be­
schränktheit des Gesetzentwurfes zeigt
sich jedodi noch in weiteren Aspek­
ten, von denen einige dargelegt wer­
den sollen.

Im § 3 wird der Bundesanstalt für Ar­
beit die Aufgabe zugewiesen, dazu
beizutragen, daß „die berufliche Be­
weglichkeit der Erwerbspersonen ge­
sichert und verbessert" wird. Mit an­
deren Worten soll für den Wechsel
der Arbeit, der mit den technischen
Strukturveränderungen einhergeht und
dessen Gesetzmäßigkeit schon Marx
nachwies, die entsprechende Mobilität
der Arbeitskräfte ermöglicht werden.
Die dafür in den §§ 34 bis 57 im ein­
zelnen vorgesehenen Maßnahmen zur
Förderung der beruflichen Bildung (be­
rufliche Ausbildung, berufliche Fort­
bildung und berufliche Umschulung)
zielen im wesentlichen dahin, die ein­
zelnen Unternehmer von den Kosten,
die diese Qualifizierungsmaßnahmen
verursachen, weitgehend zu Lasten der
Arbeitslosenversicherung und damit
der werktätigen Bevölkerung zu be­
freien. Es fehlt jegliche Orientierung
auf die inhaltliche Gestaltung der För­
derung der beruflichen Bildung. Sie
wird wiederholt lediglich davon ab­
hängig gemacht, daß sie „nach Lage
und Entwicklung des Arbeitsmarktes
zweckmäßig sein" muß. Kein Wort ist
im Gesetzentwurf zu finden, daß die

Arbeitnehmer entsprechend den An­
forderungen der technischen Revolution
mit technischen und naturwissenschaft­
lichen Grundkenntnissen ausgestattet
werden müssen, die für ein beweg­
liches Arbeitsvermögen Grundvoraus­
setzungen sind.

Die vorgesehene Regelung läuft in der
Praxis darauf hinaus, daß z. B. ein
freigesetzter Bergarbeiter bei Schmä­
lerung’ seines Einkommens (120 Pro­
zent des Arbeitslosengeldes gleich
80 Prozent des Nettoverdienstes) in
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Zahl der Angestellten steigt weiter

Das Statistische Bundesamt hat jetzt
das Ergebnis einer Repräsentativ­
umfrage zur Erwerbstätigkeit veröf­
fentlicht. Danach gab es im April 1967
in der Bundesrepublik 12,3 Millionen
Arbeiter und 9,1 Millionen Angestellte
und Beamte. Damit hat sich im Zeit­
raum von vier Jahren die Zahl der
Arbeiter um rund eine Million ver­
ringert, während die der Angestellten
und Beamten nahezu im gleichen Aus­
maß gestiegen ist. Noch vor einem
Jahrzehnt war die Arbeiterzahl mehr
als doppelt so groß wie die der Ange­
stellten und Beamten, was anschaulich
Tempo und Ausmaß der technischen
Revolution verdeutlicht.
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einem Lehrgang mit praktischen Fer­
tigkeiten eines anderen Berufes ver­
traut gemacht wird. Dieser bietet ihm
keine Garantie, ob er dann in diesem
Beruf Beschäftigung findet bzw. daß
nach wenigen Jahren die einseitig er­
worbenen beruflichen Fähigkeiten
nicht wiederum entwertet sind und er
unter großen Opfern das Spiel von
vorn anfangen muß.

Um ein mobiles Arbeitsvermögen mit
Hilfe einer beruflichen Fortbildung zu
entwickeln — die berufliche Ausbil- 
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düng der Lehrlinge sei hier ausge­
klammert —, kommt es heute weniger
darauf an, handwerkliche oder prak­
tische Fertigkeiten zu vermitteln, son­
dern es sind fachtheoretische Kennt­
nisse nicht nur für einen, sondern für
mehrere moderne Berufe bzw. Tätig­
keitsbereiche zu entwickeln. Wenn im
Gesetzentwurf diese Orientierung
fehlt, dann ist das im Wesen des Kapi­
talismus begründet. Für das Kapital
kommt es in erster Linie darauf an,
für die gegenwärtige Profitproduktion
disponibel einsetzbare Arbeitskräfte
zur Verfügung zu haben. Das ist heute
nicht der Fall.

Im Zeitalter der technischen Revolu­
tion wird der Druck auf die Löhne und
Kampfbedingungen der Arbeiter und
Gewerkschaften durch eine Arbeits­
losenarmee abgeschwächt, die vorwie­
gend aus Hilfsarbeitern oder Arbeits­
kräften besteht, deren berufliche Fä­
higkeiten entwertet sind. Um beispiels­
weise Lohn- und Gehaltsforderungen
von Programmierern abzuwehren, nützt
der Hinweis der Unternehmer auf Ar­
beitslose herzlich wenig, weil der Ar­
beitsmarkt gegenwärtig keine erwerbs­
losen Programmierer aufzuweisen hat.
Auch aus diesen Erwägungen sind
Großkapital und Staat für eine gewisse
berufliche Förderung. EinUnternehmer
ist aber nicht bereit, auf seine Kosten
Arbeitskräfte auszubilden, die dann
zu einem anderen abwandern. Das
AFG soll diese im System liegende
Schranke etwas anheben.

Die Arbeitskräftestruktur, die in 10
oder 20 Jahren benötigt wird, bleibt
bei diesen Maßnahmen jedoch völlig
unberücksichtigt. Das hat zur Folge,
daß in dem Moment, wo gewisse Kor­
rekturen der vorhandenen Dispropor­
tionen in der Beschäftigtenstruklur
vorgenommen werden, diese bereits
wieder veraltet sind und sich neue,
noch größere Disproportionen auftun.

Ein weiterer Mangel des AFG besteht
darin, daß auf eine im Interesse des
technischen Fortschritts sowie der
Arbeiter und Angestellten liegende
Planung der Arbeitskräfte verzichtet
wird. Die Bundesanstalt soll lediglich
die Lage und Entwicklung des Arbeits­
marktes, der Berufe und der beruf­
lichen Bildungsmöglichkeiten „beob­
achten, untersuchen und für die Durch­
führung der Aufgaben der Bundes­
anstalt auswerlen" (§ 7). Dazu sind
einmalige oder regelmäßige statisti­
sche Erhebungen vorgesehen. Diese
Statistiken können allenfalls vorhan­
dene Tatbestände der Arbeitskräfte­
struktur sichtbar machen. Davon aus­
gehend, wird es möglich, allgemeine
Entwicklungstendenzen zu prognosti­
zieren. Allerdings wäre das gegenüber
der heutigen Situation ein gewisser
Fortsdiritt, denn noch 1965 hatte der
Präsident der Bundesanstalt, Sabel,
langfristige Voraussagen über die be­
rufliche Entwicklung als „verwirrend
und irreführend" abgelchnt.

Im gleichen Jahr hatte das Sadiver-
ständigengutachlen bemängelt, daß 

selbst „elementare Informationen" für
eine Nachwuchsprognostik fehlen. Wer
jedoch glaubt, daß mit dem AFG die­
ser Mangel schnell aus der Welt ge­
schafft werde, irrt, denn es soll 10 Jah­
re dauern, bis von dem inzwischen bei
der Bundesanstalt geschaffenen Institut
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
brauchbare und verwertbare Ergeb­
nisse vorliegen (Frankfurter Rund­
schau 3. 11. 66). Selbst dann, wenn
schon früher Forschungsergebnisse
vorliegen sollten, würde die erforder­
liche Arbeilskräfteplanung auf Grund
der einander kollidierenden Interes­
sen zwischen Einzelbetrieb und Ge­
samtvolkswirtschaft behindert, wenn
nicht sogar weitgehend unmöglich ge­
macht.

Für eine echte Arbeitskräfteplanung
im Interesse der Arbeiter und Ange­
stellten sind die begrenzten und par­
tiellen Lösungen, die das AFG vor­
sieht, unzureichend. Eine langfristige,
vorausschauende Arbeitskräfteplanung
setzt grundlegende demokratische Re­
formen sowohl im Bereich der Wirt­
schaft als auch des gesamten Bildungs­
wesens voraus. Sie erfordert im Inter­
esse der Arbeitnehmer eine gesamt­
volkswirtschaftliche, demokratische
Planung aller wesentlichen gesell­
schaftlichen Bereiche, die Mitbestim­
mung der Arbeiterschaft in Betrieb,
Staat und Gesellschaft und damit ver­
bunden die Einschränkung der Verfü­
gungsgewalt des Großkapitals über
die Produktionsmittel.

Losgelöst von diesen grundlegenden
Veränderungen, bleiben solche staats­
monopolistischen Regulierungen wie
die Arbeitsförderung Stückwerk und
dienen in erster Linie den Profit- und
Machtintcressen der Konzerne und
Monopole. Darum sollten die Gewerk­
schaften ihre berechtigte Kritik am
AFG nicht losgelöst von der notwen­
digen demokratischen Gesamtalterna­
tive gegenüber dem antisozialen Herr­
schaftssystem in der Bundesrepublik
entwickeln. Dr. Tu.

iiiiiiiiiiriiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin

Rokord-Invesfitioncn der Reeder

Wenn die Seeleute bessere Heuern
und Arbeitsbedingungen fordern, ste­
hen die Reeder gewöhnlich vor dem
finanziellen Ruin und leben nur noch
von „Verlusten". Trotz Wirtschafts­
flaute aber konnten sie im Jahre 1937
1,2 Milliarden DM investieren. Das ist
mehr als die doppelte Summe, die je
in einem Jahr seit dem zweiten Welt­
krieg bis 1965 investiert wurde, und
80 Prozent mehr als die 666 Millionen
DM, die 1933 investiert wurden. Audi
die Reeder sind kühl rechnende Unter­
nehmer und haben offensichtlidi be­
gründete Aussicht auf gute Profite in
der Schiffahrt.

PERSONALIEN

Prof. Dr. Fritz Baade, Direktor des
Forschungsinstituts für Wirtschafts­
fragen der Entwicklungsländer in Bonn
und Kiel, wurde am 22. Januar 1968
75 Jahre alt. Baade, der viele Jahre
Leiter des Weltwirtschaftsinstituts in
Kiel war, ist den Gewerkschaftern be­
sonders bekannt wegen seines mutigen
und fundierten Auftretens gegen die
Rüstungspolitik und für Verständigung
mit Osteuropa. Er ist der Autor des
Buches „Der Wettlauf zum Jahr 2000".
Baade war nach dem ersten Weltkrieg
zunächst in der USPD und später, bis
heute, in der SPD tätig. 1918/19 war
er Vorsitzender des Arbeiter- und Sol­
datenrates in Essen. Von 1934 bis 1948
weilte Baade in der Emigration in der
Türkei und in den USA.

Richard Boljahn, DGB-Vorsitzender von
Bremen, hat seine Funktion als SPD-
Fraktionsvorsitzender in der Bremi­
schen Bürgerschaft niederge’egt, je­
doch sein Abgeordnetenmandat behal­
ten. Boljahn war im Zusammenhang
mit den Fahrpreiserhöhungen und
Schülerdemonstrationen kritisiert wor­
den, weil er Steuer- und Preiserhö­
hungen als Fraktionsvorsitzender ge­
billigt, als DGB - Vorsitzender dann
aber abge’ehnt hatte.

Ernst Boos, Leiter der Hauptabteilung
Finanzen und Personal des Hauptvor­
standes der IG Chemie-Papier-Kera­
mik, ist am 24. Januar mit seinem Pkw
tödlich verunglückt. Er gehörte seit
1957 dem geschäftsführenden Haupt­
vorstand an und wäre im April 64 Jah­
re alt geworden.

Horst Niggemcier, Pressechef der IG
Bergbau und Energie sowie Chef­
redakteur des Gewerkschaftsorgans
„einheit", wurde Anfang Januar zum
Bürgermeister der Stadt Datteln bei
Recklinghausen gewählt.

Wilhelm Pawlik, Gründungsvorsitzen­
der der Gewerkschaft Handel, Banken
und Versicherungen, ist Anfang Januar
im Alter von 68 Jahren gestorben.
Pawlik war seit der Gründung bis
1952 Vorsitzender der Gewerkschaft
I-IBV. Er war bereits als 15jähriger in
die Gewerkschaftsbewegung eingetre­
ten und sch’oß sich spater der Sozia­
listischen Arbeiterjugend an.

Rolf Spaothen, langjähriger Vorsitzen­
der der Deutschen Angestellten-Ge­
werkschaft (DAG) hat jetzt den Vor­
sitz im Aufsichtsrat des .Deutscher
Ring Kranken versicherungs - Verein
AG" niedergelcgt. Spaethen war im
Oktober vergangenen Jahres als DAG-
Voisitzender zurückgetreten und von
Hermann Brandt abge’.öst worden.

Ernst Striefler, geschäftsführendes Vor­
standsmitglied und Hauptkassierer der
IG Metall, feierte am 20. Januar 1968
seinen 65. Geburtstag. Striefler, der
1918 dem Deutschen Metallarbeiter­
verband beitrat, wurde 1958 auf dem
Nürnberger Gewerkschaflstag der IG
Metall zum Hauptkassiercr seiner Ge­
werkschaft gewählt.
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TERMIN

KALENDER

■ 13.—17. Mai
9. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Leder in Offenbach/
Main.

■ 4.—8. Juni
Kongreß der Gewerkschaft Er­
ziehung und Wissenschaft für Leh­
rer und Erzieher in Nürnberg.

■ 7.—9. Juni
Neuwahlen für die Selbstverwal­
tungsorgane von rund 2100 Sozial­
versicherungsträgern der gesetzli­
chen Kranken-, Renten- und Unfall­
versicherung in der Bundesrepublik
und in West-Berlin.

■ 23.—27. Juni
9. ordentlicher Gewerkschaftskon­
greß der IG Bergbau und Energie
in Dortmund. Antragsschluß am
17. März.

■ 30. Juni—6. Juli
6. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Öffentliche Dienste,
Transport und Verkehr in München.

■ 22.—24. August
6. Bundesfrauenkonferenz des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Kiel.

■ 2.—7. September
9. ordentlicher Gewerkschafts tag der
IG Metall in München.

■ 16.—20. September
7. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Handel, Banken, Ver­
sicherungen in Bremen.

■ 16.—21. September
10. ordentlicher Gewerkschaftstag
der Gewerkschaft Textil-Bekleidung
in West-Berlin.

■ 30. September — 4. Oktober
9. ordentlicher Kongreß der Deut­
schen Postgewerkschaft in Koblenz.

■ 7.—11. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft der Eisenbahner
Deutschlands in Bremen.

■ 13.—17. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Land- und Forstwirt­
schaft in Erbach/Odw.

■ 20.—26. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
IG Druck und Papier in Koblenz.

■ 29.—30. Oktober
6. Bundesangestelltentag des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Nürn­
berg.

■ 21.—22. November
7. Deutscher Beamtentag des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.

■ 22.—23. November
7. Bundesjugendkonferenz des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.

Statistische Täuschung...

In einer Veröffentlichung des Statistischen Bundesamtes wird festgestellt, daß
das Preisniveau des Sozialproduktes im Jahre 1967 mit 0,5 Prozent die geringste
jährliche Zunahme seit mehr als zwölf Jahren zu verzeichnen hatte. Der Ver­
braucher wird sich über diese Feststellung nur wundern können, denn er hat im
vergangenen Jahr weitaus erheblichere Preiserhöhungen bei den Waren und
Dienstleistungen in Kauf nehmen müssen, die in seinem „Haushaltsetal"- eine
wesentliche Rolle spielen.

Die Täuschung — beabsichtigt oder
unbeabsichtigt? — des Verbrauchers
bestehl darin, daß das Statistische
Bundesamt vom Preisniveau des So­
zialproduktes spricht; das macht sich
optisch sehr gut, der Endverbraucher
aber hat aus seinem Geldbeutel den
Ladenpreis zu zahlen. Im Sozialpro­
dukt sind sämtliche Waren und Dienst­
leistungen enthalten, und auf das
Preisniveau wirken nicht nur die Preis­
bewegungen der Waren und Leistun­
gen des „Warenkorbes", sondern auch
die Preise für Güter, die als Rohstoffe
eingeführt und verarbeitet werden,
und ebenso die Waren, die in den
Export gehen. Besonders im Bereich
der Außenhandelspreise wie auch der
industriellen und landwirtschaftlichen
Erzeugerpreise sind im Verlauf der
Rezession Preisveränderungen nach
unten erfolgt. So haben die landwirt­
schaftlichen Erzeugerpreise für pflanz­
liche Produkte 1967 um etwa 7 Prozent
unter dem Vorjahresniveau gelegen.
Grundstoffe und Produktionsgüter wa­
ren um etwa 3 Prozent, Investitions­
güter um 1 Prozent und industrielle
Verbrauchsgüter um 0,5 Prozent bil­
liger.

Schon immer haben die Verbraucher­
verbände und Gewerkschaften lebhafte
Kage darüber geführt, daß diese
Preisnachlässe nicht über die Vertei­
lerstufe an den Verbraucher gelan­
gen, sondern im wesentlichen dazu
benutzt werden, die Handelserträge
zu erhöhen. Soweit es doch zu Ver­
billigungen kam, wurden sie aufge­
zehrt durch Preiserhöhungen in ande­
ren Bereichen, vorwiegend bei Prei­
sen, die durch die öffentliche Hand
— Bundesregierung, Länder und Ge­
meinden — beeinflußt werden. So er­
höhten sich die Lebenshaltungskosten
1967 vornehmlich durch die Mieterhö­
hungen nach dem Lücke-Plan, durch
Preiserhöhungen in den öffentlichen
Dienstleistungen (Gas, Wasser, Strom,
Verkehrstarife) sowie durch die An­
hebung der Tabak- und Mineralöl­
steuer. Angestiegen sind auch die
Preise für Bildung und Unterhaltung
sowie für Reinigung und Körperpflege.
Insgesamt erhöhten sich die Kosten
der Lebenshaltung einer vierköpfigen
Arbeiterfamilie um durchschnittlich 1,7
Prozent. Aber auch diese Zahl ist mit
Vorsicht aufzunehmen, weil sie, wie
alle statistischen Feststellungen, mit
der Wirklichkeit differieren.

Es kann für den Verbraucher in der
Bundesrepublik keineswegs ein Trost
sein, wenn festgestellt wird, daß die

Preiserhöhungen für Waren und Dienst­
leistungen in den übrigen Ländern
der EWG allgemein höher waren.
Nach den Angaben des Statistischen
Amtes der EWG-Kommission betru­
gen sie in Frankreich und Belgien 2,7
Prozent, in Luxemburg 2,2 Prozent, in
den Niederlanden 3,1 Prozent und in
Italien 3,3 Prozent.

Diese Preiserhöhungen aber waren
mit zum Teil starken Lohnerhöhun­
gen verbunden, so daß die realen Ein­
kommen in diesen Ländern anstiegen.
In der Bundesrepublik sind dagegen
die Lohnbewegungen infolge der nicht
immer verständlichen Rücksichtnahme
der Gewerkschaften auf die krisen­
haften Tendenzen „maßvoll" geblie­
ben und haben damit zu einer Ver­
minderung der Lohnkosten je Erzeu­
gungseinheit geführt, die wesentlich
höhere Preisnachlässe, als in der Sta­
tistik nachgewiesen, gerechtfertigt
hätten.

Zu guter Letzt:

Zur Befürwortung einer Investitions­
steuer-Senkung durch den Wirtschafts­
minister und deren Ablehnung durch
den Finanzminister schrieb am 26. Ja­
nuar Springers „Welt":

„. . . Die Fronten sind seltsam ver­
tauscht. SPD-Schiller und die Industrie
auf der einen Seite mit der gemein­
samen Überzeugung, die Konjunktur
müsse eine weitere Spritze erhalten;
CSU-Strauß und die Bundesbank auf
der anderen Seite vereint in der An­
sicht, der Aufschwung komme auch
so.. “

Und wer im Kabinett ist auf der Ar­
beitnehmerseite und plädiert für eine
„Lohn-Spritze" zur Stärkung der Kon­
junktur?
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